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We are (the) REVOLUTION 





Die Zeitung, die du in deinen Händen hältst, wird regel- 
mäßig von Jugendlichen zu unterschiedlichen Themen he- 
rausgebracht. Diese Gruppe von Jugendlichen nennt sich 
genau wie die Zeitung - REVOLUTION. Wir sind eine inter- 
nationale kommunistische Jugendorganisation, die enga- 
gierte Jugendliche auf zwei Kontinenten organisiert. 

Wir haben ein gemeinsames Programm, das wir uns selbst 
erarbeitet haben. Wir sind offen für jede Diskussion, aber 
wir stehen geschlossen hinter unseren Aktionen. Wie unser 
Name sagt, sind wir für die Revolution, für den Kommu- 
nismus. Eine gerechte und befreite Gesellschaft kann nur 
entstehen, indem der Kapitalismus von denen, die er un- 
terdrückt, zerschlagen wird. Und der Kampf dafür beginnt 
jetzt, in konkreten Kämpfen, wie im Kampf der Refugees 


Auch in deiner Stadt: 


für volle Bürgerrechte oder Seite an Seite mit Arbeiter_in- 
nen aus aller Welt. 

Wir haben wöchentliche Ortsgruppentreffen, auf denen wir 
gemeinsam diskutieren und Aktionen planen. Wir gehen auf 
Demonstrationen, unterstützen Streiks und bringen Flug- 
blätter und eine Zeitung heraus, um neue Jugendliche und 
junge ArbeiterInnen für unsere Ideen zu gewinnen. Wenn 
du unsere Ideen unterstützt, dann werde aktiv, organisiere 
dich gemeinsam mit uns! 


Mail: germany@onesolutionrevolution.de 
Ei} /onesolutionrevolution.germany 
www.onesolutionrevolution.de 


Berlin Yr Potsdam N Oldenburg 3x Bonn 77 Fulda X Kassel 
Stuttgart x Jena Leipzig Freiburg X Karlsruhe 
Ortsgruppentreffen: 


Berlin: Jeden Montag 18:00 Unabhängiges Jugendzentrum Pankow (JUP), Florastraße 84 
Kassel: Jeden Mittwoch 19:30, Cafe DesAsta, Arnold-Bode-Straße 6 : FJ/REVOLUTION.KS 


Termine: 

8. März | Internationaler Frauenkampftag 

18. März | Blockupy 

1. Mai | 1. Mai - Kampftag der Arbeiterklasse 


| Veranstaltungen in ganz Deutschland 
| Frankfurt 
| Revolutionäre 1. Mai-Demo, Berlin 


V.i.S.d.P. Alexandra Müller, Berlin 
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Taksim-, Tahrir-, Syntagma-Platz 


Die Jugend an vorderster Front, aber mit welchen Perspektiven’ 


VON CARLSON VON UND ZU DACH 


Massenbewegungen zeigt relativ 

schnell, dass die Mobilisierun- 
gen, egal ob im arabischen Frühling in 
Agypten, auf dem Taksimplatz in Is- 
tanbul oder gegen G8-Gipfel in Seattle 
(1999) und Genua (2001) massiv von 
Jugendlichen dominiert wurden. 


FE: Blick in die Geschichte der 


Zur Lage 


HHeute haben wir 23% Jugendarbeit- 
slosigkeit in der EU - da ist Widerstand 
auch kein Wunder. Auch sind wir nicht 
in der Lage zu wählen bevor wir ein ge- 
wisses Alter erreicht haben, doch selbst 
wenn man dann wählen darf, muss man 
sich schon fragen welche Person im 
Bundestag die Jugend repräsentieren 
möchte. Der jüngste Abgeordnete ak- 
tuell ist 27 Jahre alt, insgesamt sind 
inzwischen immerhin 6 Personen unter 
30 Jahren, leider alle von SPD und CDU/ 
CSU. 


Beschäftigte unter 18 Jahren bekom- 
men natürlich auch keinen Mindest- 
lohn, in der Ausbildung sind es auch 
nur ein paar hundert Euro, und davon, 
dass nur 37% aller Studierenden es 
schaffen, schuldenfrei einen Abschluss 
zu machen will man dann auch lieber 
nichts erzählen. Natürlich rentiert sich 
unsere Situation für die herrschende 
Klasse aus UnternehmerInnen und Ban- 
ken. Wo jemand weniger Geld bekommt 
muss auch jemand weniger abdrücken, 
wo jemand Zinsen zahlen muss bekom- 
mt auch jemand welche. 


Weder die Großunternehmen dieser Welt 
noch ihre neoliberalen Blockparteimar- 
ionetten (hierzulande: SPD, CDU/CSU, 
Die Grünen, AfD) haben ein Interesse 
daran, unsere Situation zu verbessern. 
Sie werden auch kein großes Inter- 
esse mehr dafür entwickeln, das ist 
unsere Aufgabe! Es geht nicht darum, 
quasi Lobbyarbeit zu machen und für 
eine Vertretung der Jugend zu kämp- 
fen, die wird es in einem Gremium wie 
dem Bundestag oder dem EU-Parla- 
ment sowieso nie zu etwas bringen. 
Die Regierung ist immer darauf aus die 
Wirtschaft zu stärken und somit nach 


den Interessen der Kapitalist_Innen 
zu handeln. Dieser Interessenkonflikt 
wird immer zu Gunsten der herrschen- 
den Klasse gelöst. Wir müssen klar 
machen, dass wir unsere Unterdrück- 
ung weltweit nicht einfach hinnehmen, 
dass wir auch in einer Ausbildung al- 
leine wohnen können wollen. Auch wir 
haben ein Recht auf demokratische 
Mitbestimmung, egal ob im Betrieb, 
in der Schule z.B. bei der Gestaltung 
des Unterrichts, aber natürlich auch 
beim Planen der Freizeitaktivitäten, 
Jugendzentren etc.. 


Widerstand und Organisation 


Wir haben schon des öfteren bewiesen, 
dass wir Kämpfe erfolgreich führen 
können: Die G8-Gipfel in Seattle und 
Prag mussten abgebrochen werden, 
der immense Anteil an Jugendlichen im 
arabischen Frühling, oder in Deutsch- 
land z.B. bei den Schul- und Unistreiks 
gegen Studiengebühren, um hier nur 
einige Beispiele zu nennen. 


Was wir brauchen, sind gemeinsame 
Kämpfe und Mobilisierungen aller Grup- 
pen der Jugend, die sich mit den Pro- 
testen der anderen sozialen Gruppen 
verbinden. Der Generalstreik in Frank- 
reich im Frühling 2006 war ein Beispiel 
für die Wirkung eines gemeinsamen 
Kampfes aller vom Kapitalismus ange- 
griffenen Gruppen. Ministerpräsident 
Dominique de Villepin brachte eine Ar- 
beitsmarktreform auf den Weg, welche 
den Kündigungsschutz von Jugendli- 
chen bis 26 Jahre praktisch aufheben 
sollte. Mehr Arbeit durch schnelleres 
Rausschmeißen war die perfide Logik 
dieser Reform. Obwohl sie bereits von 
der Regierung verabschiedet war, kon- 
nte der andauernde und nachhaltige 
Massenprotest von Gewerkschaften, 
Arbeiter_Innen und Student_Innen 
diesen Beschluss zu Fall bringen. 


Dies zeigt dass die Jugend nicht durch 
einzelne, spontane Mobilisierungen 
ihre politischen Ziele durchsetzen 
wird, weder SchülerInnen, noch Stu- 
dentInnen und Azubis und schon gar 
nicht die jugendlichen Arbeitslosen 
können allein ihre Kämpfe gewinnen, 
der Kampf muss gemeinsam mit den 


ebenso betroffenen Gruppen (Lehrer_ 
innen an der Schule, Arbeiter_innen in 
Betrieb) geführt werden. 


Doch um all diese Kämpfe weltweit 
auch langfristig erfolgreich zu gestalt- 
en brauchen wir eine Perspektive. Die 
heißt für uns: Wir brauchen eine rev- 
olutionäre Organisation. In allen Leb- 
ensbereichen müssen Strukturen für 
die verschiedenen Kämpfe der Jugend 
aufgebaut werden. 


Nur als europäische revolutionäre Ju- 
gend können wir uns gegen Spardik- 
tate der EU verteidigen. Der Kampf 
gegen den Kapitalismus muss interna- 
tional geführt werden, unsere Gegner 
tun dies schon lange. Sei es IWF, WTO 
oder NATO - die Interessen der imperi- 
alistischen Staaten und ihrer Kapitale 
werden auf globaler Ebene umgesetzt. 
Nur starke internationale Strukturen 
der Jugend und der Arbeiterbewegung 
können diesen Gegner schlagen. Auch 
die Angriffe gegen die Jugendlichen 
werden seit Jahrzehnten internation- 
al geführt. Die Situation in Palästina 
ist natürlich eine ganz andere als in 
den USA, der Türkei oder Deutschland, 
daher müssen international Kämpfe 
und Angriffe analysiert und diskutiert 
werden, um daraus politische Ziele und 
Taktiken ableiten zu können. 


Daher treten wir ein für den Aufbau 
einer neuen Jugendinternationale, 
nach dem Vorbild der Kommunistischen 
Jugendinternationale (nein, nicht die 
stalinistische) - denn nur so können 
wir dem globalen Kapital entgegen tre- 
ten: Der Kampf um Befreiung ist und 
bleibt international! 


» Für Schul-, Uni- und Betriebs- 
komitees der Jugendlichen, für 
Stadtteilkomitees der Jugend! 
» Für einen Mindestlohn von 
15€/Std. Für ALLE 

» Gegen das Troikadiktat aus 
IWF, EZB und EU über Südeuro- 
pa und seine Jugend! 

» Für eine revolutionäre Be- 
wegung der Jugend - Hand in 
Hand mit den Arbeiter_Innen! 


Antisexismus 
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Was ist Sexismus? 


Ursprünge, Realität und Perspektiven 


VON KATHERINA SINGH 


egen Sexismus kämpfen? Das 
(; scheint für die Mehrheit der Linken 

selbstverständlich. Von Antiimpe- 
rialistInnen über Antideutschen bis 
hin zu einigen Bürgerlichen ist man 
sich einig: Dagegen gilt es vorzugehen. 
Doch wie sieht ein effektiver Kampf 
gegen Sexismus aus? An dieser Stelle 
scheiden sich die Geister. Für die einen 
wird das Problem gelöst, indem ein- 
fach überall Frauenquoten eingeführt 
werden, für die anderen reicht es, oben 
ohne zu protestieren und Männern die 
Schuld zuzuweisen. Doch um einen 
effektiven Kampf gegen Sexismus zu 
führen, bedarf es einer konkreten Anal- 
yse, die uns die Wurzel der Unterdrück- 
ung aufzeigt. 


Wie zeigt sich Sexismus? 


Sexismus hat viele Gesichter und Facet- 
ten. Halbnackte Frauen in der Werbung, 
dumpfe Stereotype der Hausfrau, Karri- 
erefrau oder der dummen “Schlampe”, 
die sich nur um ihr Aussehen küm- 
mert. Street Harassement (sprich 
Belästigung auf der Straße), das mit 
unangebrachten Kommentaren oder 
starrenden Blicken beginnt und bis hin 
zu physischen Übergriffen geht. Unre- 
alistische Schönheitsideale, die durch 
die Medien vermittelt werden, jegli- 
che Vielfalt des menschlichen Körpers 
ausradieren und dafür sorgen, dass 
sich eine Frau unwohl im 
eigenen Körper fühlt und 
an ihm zweifelt, wenn 
sie in ein paar Punkten 
nicht mit dem präsentier- 
ten Ideal übereinstimmt. 
Nebensächliche Behan- 
dlung von der Rolle der 
Frau in der Geschichte, 
angefangen bei der Bibel 
und der Annahme, dass 
der alles erschaffende 
Gott als männliche Figur 
präsentiert wird bis hin 
zu unserem Geschichtsun- 
terricht, in dem auss- 
chließlich Männer Jäger sind und die 
Rolle von Wissenschaftlerinnen unter 
den Tisch fallen gelassen werden. Be- 


deutene Politikerinnen oder gar Revo- 
lutionärinnen werden per se nicht er- 
wähnt. Und leider könnte man die Liste 
könnte ewig im Detail weiterführen, 
denn frauenfeindliche Witze, dumme 
Sprüche, körperliche Übergriffe sind 
salonfähig in unserer Gesellschaft — 
das ist die traurige Realität. 


Allerdings gilt es herauszustellen, 
dass eine institutionelle, strukturelle 
Benachteiligung der Frau existiert. 
Durchschnittlich verdienen Frauen in 
Deutschland ca. 25% weniger. Zum 
einen liegt das an dem Punkt, dass sie 
eher im Pflegebereich zu finden sind, 
der sowieso unterbezahlt ist. Zum an- 
deren werden sie aber auch für gleiche 
Arbeit wesentlich schlechter bezahlt 


Auch die rückschrittliche Gesetzge- 
bung in Bezug auf körperliche und sex- 
uelle Selbstbestimmung ist wichtig zu 
erwähnen. Laut 8177 Strafgesetzbuch 
liegt nur dann eine Vergewaltigung vor, 
die dann strafrechtlich verfolgbar ist, 
wenn keine Fluchtmöglichkeit beste- 
ht und wenn sich die Frau körperlich 
gegen den Täter währt. Tatsache ist 
aber, dass die meisten Vergewaltigun- 
gen nicht so ablaufen, dass eine Frau 
auf dunkler Straße weggeschnappt 
und in einen Wald gezerrt wird. Auch 
die unzureichende medizinische Ver- 
sorgung in Bezug auf kostenpflichtige 
Verhütung und Abtreibungen sind Teil 
dieser Benachteiligung. Alle diese Tat- 


Frauen in Führungspositionen? 


Kaum zu finden. Durchschnittlich machen Frauen 29% 
aus. Und das obwohl in Ländern wie Deutschland, 
wesentlich mehr Frauen einen gymnasialen und Hoch- 
schulabschluss erworben haben als Männer und zur 


Universität gehen. 


sachen verweisen darauf, dass dem 
Sexismus zu eine strukturellen Unter- 
drückung zugrunde liegt, die sich in 


einer Benachteiligung auf materieller 
und institutioneller Ebene wiederfin- 
det. 


Wichtig ist es außerdem zu betonen, 
dass zwar alle Frauen von Sexismus be- 
troffen sind, aber im unterschiedlichen 
Maße. Women of Colour (das heißt alle 
nicht-weißßen Frauen) sind in stärker- 
em Maße von sexuellen Übergriffen 
und Arbeitslosigkeit betroffen, genau- 
so wie trans und queere Frauen. (Eine 
trans Frau zu sein, schließt außerdem 
nicht aus lesbisch, bi- oder asexuel zu 
sein.) Sie verdienen im Schnitt weniger 
und sind öfter Ziel gewalttätiger Über- 
griffe. 


Natürlich macht es auch die Klas- 
senzugehörigkeit einen entscheidenen 
Unterschied aus. Eine doppelte Last in 
Beruf und Hausarbeit existiert nur für 
die arbeitenden Frauen - nicht für jene 
aus der herrschenden Klasse, die von 
der Ausbeutung anderen (inklusive an- 
derer Frauen) leben. 


Sexismus und Männer 


Männer und Sexismus, was heißt das 
überhaupt? Wenn es darum geht, dass 
Jungs in der Schule schlechter sind 
oder öfter negative Verhaltensauffäl- 
ligketen aufweisen, fällt das Wort zu- 
hauf. In bürgerlichen Medien wird oft 
das Bild vermittelt, dass Sexismus et- 
was ist, das in beide Richtungen geht. 


Ja, durch die Verankerung 
der Stereotype und der 
Darstellung der Frau als 
schwaches Geschlecht, 
haben auch Männer mit 


ihrem Rollenbild Zu 
kämpfen. “Du bist ein 
schwacher Mann, wenn 


du Gefühle zeigst” oder 
“Sei keine Pussy!” sind 
nur ein paar Beispiele 
dafür. Fällt man aus dem 
Stereotyp und hat ande- 
re Interessen als Sport, 
Musik (aber wenn du ein 
Instrument spielst, dann bitte ein 
richtig männliches. Nicht Harfe oder 
son Quark) oder keinen Bock auf 


den Kräftemessen hat, kann es schnell 
passieren, dass man als Weichei oder 
homosexuell abgestempelt hat. Dies 
ist jedoch kein Ausdruck sexistischer 
Unterdrückung oder gar von Sexismus, 
sondern der Unterdrückung des Indi- 
viduums durch bürgerliche Normen. 


Woher kommt denn nun Sexismus? Wie 
oben schon geschrieben: Möchte man 
einen effektiven Kampf gegen Sexis- 
mus führen, bedarf es einer Analyse, 
die nicht nur seine Folgen zeigt, son- 
dern auch seine Ursachen kennt. In sei- 
nem Werk “Die Geschichte der Familie, 
des Privateigentums und des Staates” 
stellt Friedrich Engels mithilfe des his- 
torischen Materialismus Thesen zum 
Ursprung der Frauenunterdrückung 
auf. Mit der Entstehung des Privatei- 
gentums und der Klassengesellschaft 
beginnt auch die Unterdrückung von 
Frauen. Hier wird nun ein sehr kurzer 
Abriss von den wichtigsten Punkten in 
der Geschichte der Frauenunterdrück- 
ung gegeben. 


Urkommunismus 


In den früheren Gesellschaften exist- 
ierte eine Art “Urkommunismus”. In 
diesem waren Frauen gleichgestellt, es 
gab keine systematisch diskriminieren- 
den Geschlechterrollen und eine rol- 
lenpluralistische Arbeitsteilung, Viel- 
weiberei und statt einer Familie eine 
Art Verwandschaftsgruppe, die ihren 
Besitz kollektiv verwalteten. Zudem 
wurde Subsistenzwirtschaft betrieben. 
Das heißt kurz gefasst: Arbeit wurde 
nicht nach dem Motto "Frauen gehen 
sammeln und Männer jagen” getrennt, 
sondern nach jung und alt, sowie dem 
Können. 


Jungsteinzeit 
Nun ein kleiner Zeitsprung. 


Wenn wir uns an den Ges- 
chichtsuntericht zurück erin- 
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nern, gab’s dann auch irgendwann mal 
Menschen, die nicht nur gejagt und 
gesammelt haben, sondern Feldanbau/ 
Ackerbau und Viehzucht betrieben und 
Werkzeuge entwickelten. Hier waren 
die notwendigen Arbeiten meistens 
geschlechtsunabhängig verteilt bzw. 
gab es keine Trennung von Produktion 
(Herstellung von Waren) und Repro- 
duktion (Wiederherstellung der Arbe- 
itskraft, Erziehung, Pflege). 


Entwicklung der Klassenge- 
sellschaften 


Dies ändert sich mit dem entstehenden 
privaten Grundbesitzes an Grund und 
Boden, welcher in den sesshaften For- 
mationen sich durchsetzte. Hier gab 
es patriarchale und matriarchale Ver- 
erbungslinien, wovon die patriarchale 
die dominante Struktur wurde. 


Antisexismus 





Verwandschaftsgrup- 
pen, kam dann die 
Privatisierung der 
Hausarbeit in der 
individuellen Fam- 
ilieneinheit hinzu. 
Nach deren Nied- 
ergang herrschte 
der Feudalismus in 
Europa. Hier wurde 
die monogame Ehe 
besonders durch 
die Ideologie des 
Christentums gef- 
estigt. 


Kapitalismus - 
Feste Trennung 
von Produktion 
und Reproduktion- 
sarbeit 
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Und weil’s so schön ist: 

Nochmal ein Zeitsprung. 

Zur Zeit der industriel- 
len Revolution wird uns 
beantwortet wie es zur 
festen Trennung von Pro- 
duktion und Reproduk- 








Diese Besitzstruktur veränderte grund- 
legend die sozialen Bindungen und ist 
eine Vorstufe der weiter später entste- 
henden bürgerlichen Familie, welche 
ihren Besitz auf ihrer Linie weiterver- 
erbt und damit monogame Bindungen 


entwickelt und verstetigt. Mit der 
Enstehung der Klassenge- 
sellschaft, sprich in der 
Antike, verfestigte sich 

auch die monog- 

ame Ehe (für 
die Frau). 
Durch 
den We- 
gfall von 
Clans/ 


tion- 






















sarbeit kam. 


Der Haushalt hörte auf, die grundleg- 
ende Produktionseinheit zu sein. Man 
produzierte nicht mehr für sich selber, 
sondern arbeitete nur noch in kapitalis- 
tischen Fabriken und Landwirtschafts- 
betrieben. Die Familie blieb erhalten, 
um Arbeitskraft zu reproduzieren. 
Um das zu erfüllen, mussten 
Frauen zuächst neben der Re- 
produktionsarbeit dezentral 
organisierte Heimarbeit (we- 
ben, nähen etc.) verrichten. 

Im Zuge der Entwicklung 
und Rationalisierung der 
Produktivkräfte wurden sie 
Schritt für Schritt in den 
Produktionsprozess integ- 
riert. Die Einführung von 
Maschinen in der Indus- 
trieproduktion erlaubte es 
allen Teilen der ArbeiterIn- 
nenklasse - egal welchen Ges- 
chlechts oder Alters - im Pro- 
duktionsprozess nützlich zu sein. 
Zum einen, um die Löhne der Arbe- 
iter zu drücken, da der Kapitalismus 
es schon damals als selbstverständlich 
ansah Frauen schlechter zu bezahlen 
und zum anderen um dem wachsenden 
Maß an gesellschaftlicher Arbeit ge- 
recht zu werden. In dieser Zeit wurde 
kein Ausgleich zur Last der Reproduk- 
tionsarbeit geschaffen (doppelte Be- 
lastung), und auch heute scheint es 
selbstverständlich das häusliche Arbe- 
it von Frauen neben ihrem Job getra- 
gen werden, oder dass Frauen nach der 
Geburt eines Kindes erstmal mit des- 
sen Erziehung im Rahmen eine Mut- 
terschaftsurlaubs beschäftigt werden. 
Allerdings konnte die Familie ihren 
ursprünglichen Zweck nicht erfüllen, 
da alle ihre Mitglieder gezwungen war- 
en zu arbeiten. In Zuge von Reformen 
wurden dann Arbeitsschutzgesetze er- 
lassen. Einschränkung der Arbeitszeit 
-besonders für Frauen und Kinder. Dies 
bedeutete, dass die bereits existie- 
rende Trennung zwischen Hausarbe- 
it und gesellschaftlicher Produktion 
verschärft und die Unterdrückung der 
Frauen dadurch verstärkt wurde. 


Was ist der Unterschied unserer 
Position zum bürgerlichen Feminis- 
mus? 


Bürgerlicher Feminismus, was ist das 
überhaupt? Alice Schwarzer und ihre 
Kolleginnen von der EMMA sind neben 
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Femen ganz oben in der Rangliste der 
bürgerlichen Feminst_innen. 











Durch ihre Analyse vom Sexismus, von 
der man behaupten könnte, dass sie 
fast gar nicht existiert, kommen sie zu 
zahlreichen zweifelhaften Aussagen. 
Selbstbestimmungsrecht von Sexarbe- 
iterInnen? Ist Ihnen eine anscheinend 
fremde Sache. Menschenhandel und 
Zwangsprostitution lösen sie lieb- 
er mit Verboten anstatt mit offenen 
Grenzen. Und nicht nur, dass sie die 
sexuelle Selbstbestimmung mit Füßen 
treten, nein, in vielen Artikeln äußern 
sie sich auch konkret rassistisch gegen 
den Islam, indem sie sagen, dass dies- 
er per se und qualitativ anders als die 
christlichen Religionen Frauen unter- 
drückt. 


Und was ist eigentlich mit dem 
Pop-Punk-Glitterfeminismus, der auf 
Twitter und Tumblr ausgelebt wird? 
Sich mit seinen eigenen Gefühlen in 


Bezug auf die erlebte Unterdrückung 
zu beschäftigen, ist als positiv zu be- 
trachten. Allerdings fehlt in Magazinen 
wie dem Missy Magazin oft eine revolu- 
tionäre Perspektive, sowie brauchbare 
Analyse der Umstände. Denn Worte 
formen leider nicht die Realität, son- 
dern die ökonomische Basis der Ge- 
sellschaft. 


Wir abstrahieren die Unterdrück- 
ung der Frau nicht von der Un- 
terdrückung des Proletariats 
im Zuge der Spaltung der 
Arbeiter_innenbewegung. 
Daraus lässt sich unsere 
Kampfform gegen Sexis- 
mus ableiten. Der proletar- 
ische Antisexismus, in dem 
wir uns nicht zur Aufgabe 
machen Unterdrückung 
über abgehobene Aktionen 
und Theorien zu bekämpfen, 
sondern indem wir in eigenen 
Frauengremien und gesonder- 
ten Treffen (Caucus) Probleme 
sexistischer Unterdrückung thema- 
tisieren, Propaganda zum Thema Sex- 
ismus erstellen und uns an konkreten 
Frauenkämpfen in Form von Kampag- 
nen beteiligen. 


Wie gehen wir mit Sexismus in der 
eigenen Organisation um? 


Anders als andere Gruppen, 
beanspruchen wir nicht, dass wir frei 
von Sexismus sind -weil wir das noch 
nicht sein können. Wir sind in einer 
Gesellschaft groß geworden, die uns 
sexistisch geprägt hat. Das heißt alle- 
rdings nicht, dass wir uns damit 'n Frei- 
fahrtschein in die Tasche stecken und 
mit der Frauenbefreiung warten bis der 
Sozialismus kommt. Das mag vielleicht 
die Taktik von Anderen sein, aber für 
uns gilt das Motto: Kein Sozialismus 
ohne Frauenbefreiung, keine Frauenbe- 
freiung ohne Sozialismus! 


Was das für uns konkret heißt? Sich mit 
en Problematiken, denen Frauen in un- 
serer Gesellschaft ausgesetzt sind, zu 
beschäftigen und einen Raum frei von 
abfälligen Kommentaren und Belästi- 
gung zu schaffen um ein solidarisches 
Verhältnis zwischen allen Mitgliedern 
unserer Organisation zu gewährleisten. 
Auch quotierte Redner_innenlisten ge- 
hören dazu, sowie die absolute Parteil- 
ichkeit im Falle einer Vergewaltigung 
innerhalb der Organisation. 
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Lage und Perspektiven in Griechenland 
Tsipras Kapitulation und die Aufgaben der Linken 


VON MARTIN SUCHANEK (GAM) 


erade einen Monat nach ihrem 
Erdrutschsieg haben die Syri- 
za-Führung und die von ihr domi- 


nierte Regierung ihren Offenbarungse- 
id geleistet. 


Zuerst ging sie eine Koalition mit der 
rassistischen und anti-semitischen 
ANEL ein, eine Art Rückversicherung 
des griechischen Staatsapparates, der 
Großkapitalisten und der orthodoxen 
Kirche für den Fall, dass Tsipras weit- 
er gehen sollte, als er selbst je wollte. 
Dann wurde der ehemalige Innenmin- 
ister und ND-Mitglied Prokopis Pav- 
lopoulos am 18. Februar auf Vorschlag 
von ANEL und mit Unterstützung der 
Nea Dimokratia zum Staatspräsidenten 
gewählt. 


Und dann folgte die vollständige Ka- 
pitulation gegenüber der EU und dem 
deutschen Imperialismus. Außer kos- 
metischen Zugeständnissen, der „Um- 
benennung“ der Troika und einer be- 
grenzten Wahl, welche Versprechen die 
griechische Regierung mehr, welche sie 
weniger bricht, blieb vom Syriza-Pro- 
gramm nichts übrig. 


Hatte die neue Regierung kurz nach 
ihrer Wahl noch die rasche Umsetzu- 
ng wichtiger Reformen versprochen 
und die Troika medienwirksam vor die 
Tür gesetzt, so überarbeitet sie jetzt 
täglich die „Kompromissvorschläge“, 
sprich die Kürzungsdiktate aus Brüssel 
und Berlin, um eine erste Kredittranche 
zu erhalten. Die Maulhelden des 
Neo-Reformismus verhalten sich ganz 
wie Schulkinder, die immer neu verbes- 
serte Hausaufgaben an ihre Oberleh- 
rer schicken, um nur ja nicht von der 
Schule zu fliegen. Die Schule sind EU 
und Eurozone und der Oberlehrer ist 
der deutsche Imperialismus - und die 
statuieren an Tsipras, Syriza und der 
griechischen Regierung gerade ein Ex- 
empel. 


Beschönigung 


Dass die griechische Regierung ihre 
vollständige Niederlage und Kapitula- 


tion allen Ernstes noch als „Sieg“, als 
„Erfolg“ verkauft, setzt den politischen 
Verbrechen, die sich die Syriza-Führung 
in den letzten Wochen geleistet hat, 
noch die Krone auf. 


Natürlich täuscht sie mit solchen Ak- 
ten von realitätsverleugnender Selb- 
stgefälligkeit keinen ihrer Gegner, die 
allenfalls den Mantel des Schweigens 
gnädig darüber fallen lassen, um bei 
der nächsten Gelegenheit die griech- 
ische Regierung wieder als ihr Werkze- 
ug zu benutzen. 


Das aberwitzige Schönreden der ei- 
genen Kapitulation ist nichts als Be- 
trug und Täuschung der eigenen An- 
hängerInnen, Parteimitglieder, Wähler- 
Innen, UnterstützerInnen in Griechen- 
land und ganz Europa. 


Diejenigen, die Samaras und seine 
Bande zum Teufel jagen wollten und 
daher Syriza zu einem historischen 
Wahlsieg verhalfen, haben ein Recht 
auf Wahrheit, haben ein Recht zu wis- 
sen, was ist. 


Von Tsipras und der Syriza-Führung 
werden sie das natürlich nicht erfahren. 
Die hat gute Gründe dafür, die Mas- 
sen zu vertrösten, will sie doch selbst 
weiter im Amt bleiben - und dazu will 
sie das Vertrauen der Menschen nicht 
verspielen. 


Dummerweise hilft diese Täuschung, 
solange sie erfolgreich ist, nicht nur 
der Syriza-Führung und der Regierung, 
sondern vor allem jenen, die sie zu 
bekämpfen vorgibt: dem europäischen 
Großkapital (und auch den griech- 
ischen Kapitalisten), der EU und dem 
deutschen Imperialismus. Ganz zurecht 
spekuliert die FAZ in einem Kommen- 
tar, dass Tsipras entweder als „Pausen- 
clown“ endet, also als Ministerpräs- 
ident, der bald von links oder rechts 
gestürzt wird - oder als „echter Re- 
former und Modernisierer”, als zuver- 
lässigerer Sachwalter des deutschen 
Imperialismus und der EU, als es die 
korrupten Seilschaften von ND und PA- 
SOK je waren. 


In jedem Fall zeigt sich die groß-bür- 
gerliche Presse hier weitsichtiger und 
realistischer als jene „Linken“, die 
Tsipras und seine Verhandler auch jetzt 
noch entschuldigen, schönreden usw. 


Klar, wurden sie erpresst von der EU 
und den europäischen Regierungen. 
Klar, sind weder Frankreich noch ein 
südeuropäisches „Krisenland” für sie 
in die Bresche gesprungen. Doch wer 
wundert sich darüber? Warum soll- 
ten Schäuble und Co. ihre Interessen 
nicht durchzusetzen versuchen? Warum 
sollte der Erz-Reaktionär Rajoy Tsipras 
Zugeständnisse machen, die er von 
der EU nicht erhielt? Warum sollte der 
russische Imperialismus Milliarden zur 
ungewissen Rettung der griechischen 
Staatsfinanzen verballern, wo er selbst 
vor einer veritablen Wirtschaftskrise 
steht und einen Ausgleich mit der EU, 
allen voran Deutschland, sucht? 


Gescheiterter Reformismus 


Die ganze Strategie, die verschiedenen 
kapitalistischen Regierungen gegene- 
inander auszuspielen, ist kläglich ges- 
cheitert. Stattdessen haben sie Tsipras 
vorgeführt. 


Überhaupt ist mit der kläglichen Kapit- 
ulation nicht nur die Illusion in die EU 
und Euro-Zone vorgeführt worden, son- 
dern auch die aberwitzige Vorstellung, 
die grundlegenden Klasseninteressen 
der europäischen Bourgeoisien am Ver- 
handlungstisch zu neutralisieren. 


Mit der Kapitulation - und das ist wohl 
die wichtigste Lehre der letzten Wo- 
chen - ist auch die Unvermeidlichkeit 
des Scheiterns der „Reformpolitik“, der 
sozialdemokratischen Strategie der eu- 
ropäischen Linksparteien offen zu Tage 
getreten. Varoufakis und die ganze Syr- 
iza-Führung treten offen dafür ein, den 
europäischen Kapitalismus zu stabilis- 
ieren durch die Erhöhung der Kaufkraft 
der Massen und staatliche Investition- 
sprogramme. So soll die Wirtschaft 
angekurbelt werden, so sollen Länder 
wie Griechenland wieder in die Lage 
versetzt werden, in eine ganze Periode 
des Wachstums zu treten, die sowohl 
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die Profite der Kapitalisten wie die 
Löhne der ArbeiterInnen sichert. 


Dummerweise geht es im Kapitalismus 
nie um das Wohl aller Klassen. Und erst 
recht utopisch ist diese Vorstellung in 
einer historischen Krisenperiode, wo 
der Kampf um die Neuaufteilung der 
Welt geführt wird, wo die dominier- 
enden Kapitalgruppen aus den impe- 
rialistischen Ländern ihre Profite si- 
cher durch den Ruin ihrer schwächeren 
Konkurrenten und durch Erhöhung ihrer 
Ausbeutungsrate. 


Dieser Gegensatz lässt sich nicht 
„harmonisch“ ausgleichen, auch nicht 
durch den besten sozialdemokratischen 
Arzt am Krankenbett des Kapitalismus 
- er kann nur durch den Sieg einer der 
beiden grundlegenden Klassen der Ge- 
sellschaft gelöst werden. 


In Griechenland hat nicht nur Tsipras 
kapituliert, sondern auch der Bankrott 
des sozialdemokratischen Krisenman- 
agements der europäischen Linkspartei 
wurde offenkundig. Das ist die erste 
Lehre aus den griechischen Ereignis- 
sen. 


Die Syriza-ANEL-Regierung ist eine 
Volksfrontregierung, ein Bündnis ein- 
er reformistischen, bürgerlichen Ar- 
beiterpartei mit eine erz-reaktionären 
offen bürgerlichen Partei. Doch selbst 
ohne ANEL steht Tsipras letztlich dem 
griechischen Kapitalismus und dem 
Europa der Imperialisten näher als der 
griechischen ArbeiterInnenklasse und 
Bauernschaft. 


Natürlich ist es möglich, dass diese 
Regierung trotz der Politik von Tsipras 
in neue Konflikte mit dem Imperialis- 
mus gerät oder von den Massen oder 
ihrer eigenen Anhängerschaft gedrängt 
wird, entschiedener zu sein, als sie 
es selbst will. Im Fall eines Konflikts 
mit dem Kapital oder dem Imperialis- 
mus würden wir eine solche Regierung 
natürlich gegen die Reaktion weiter 
verteidigen. 


Aktuell geht es aber darum, die Um- 
setzung der Vereinbarungen mit der 
EU, die Opferung der Verbesserungen 
für die Massen zu bekämpfen. Mit ihre 
Kapitulation ist die Syriza-Regierung 
zu einem Erfüllungsgehilfen der impe- 
rialistischen Institutionen und auch 
der deutschen Regierung geworden. 
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Wir unterstützen alle Versuche der 
griechischen Bevölkerung, die Re- 
gierung zum Bruch mit den Vereinba- 
rungen mit der EU zu zwingen und vor 
allem alle Aktionen, die versprochenen 
Verbesserungen (z.B. Mindestlohn, 
Stopp der Privatisierungen) auch ge- 
gen die Vereinbarung mit den „Institu- 
tionen“, wie heute die Troika genannt 
wird, durchzusetzen. 


Dafür gilt es diesen Pakt auf der Straße, 
in den Betrieben, in den Wohnvierteln, 
in Stadt und Land zu Fall zu bringen 
durch Demonstrationen, politische 
Streiks, Betriebsbesetzungen - und 
durch den Aufbau von Kampforganen 
wie Aktionskomitees zu bekämpfen. 


Alle Kräfte in Syriza, die gegen die 
Politik ihrer Führung sind, sollten die 
Einberufung eines Parteitags fordern 
und die Mobilisierung gegen den Pakt 
unterstützen. Alle Abgeordneten, die 
gegen die Umsetzung des Abkommens 
mit der EU sind, sollten im Parlament 
dagegen stimmen. Die Linken in Syr- 
iza müssen Tsipras ihre Gefolgschaft 
aufkündigen - und den anderen linken 
Parteien (KKE, Antarsya) und den Gew- 
erkschaften eine Einheitsfront ge- 
gen die Umsetzung der EU-Vorgaben 
vorschlagen. 


So könnte dem demoralisierenden Ef- 
fekt der Kapitulation von Syriza ent- 
gegengewirkt werden - und zugleich 
eine gesellschaftliche Kraft aufgebaut 
werden, die einen Ausweg weist. 


Alternative 


Das beinhaltet aber auch, dass die rev- 
olutionäre und antikapitalistische Lin- 
ke dem neo-reformistischen Konzept 
der Syriza-Führung eine alternative 
Perspektive und Strategie entgegen- 
setzen muss. 
















Es gibt nämlich eine Al- 
ternative zur Kapitula- 
tion von Syriza. Doch 
diese erfordert entsch- 


iedene Maßnahmen, 
die auch vor dem 
kapitalistischen Pri- 


vateigentum nicht halt 
machen wie die sofor- 
tige Streichung aller 
Schulden, Ableh- 
nung der Dik- 
tate der 


EU, die entschädigungslose Enteig- 
nung der Banken und Großunterneh- 
men wie der orthodoxen Kirche unter 
ArbeiterInnenkontrolle, effektive Kap- 
italverkehrskontrollen, ... 


Es wäre natürlich abenteuerlich und 
naiv, solche Maßnahmen dem korrupt- 
en griechischen Staatsapparat anzu- 
vertrauen - dazu müssten vielmehr 
Kontrollorgane der Gewerkschaften 
und Beschäftigten gebildet werden. 


All das würde zu einer revolutionären 
Zuspitzung der Lage führen - und 
damit die Notwendigkeit einer Arbe- 
iterInnenregierung auf die Tagesord- 
nung stellen, die das Großkapital en- 
teignet, die Wirtschaft auf Basis eines 
demokratischen Plans reorganisiert, 
den bürgerlichen Staatsapparat zer- 
schlägt und durch Arbeiter-, Bauern- 
und Soldatenräte ersetzt. 


Kampf dem Imperialismus! 


Als revolutionäre und anti-kapitalis- 
tische Linke hier in Deutschland gilt 
unsere Solidarität der griechischen 
Bevölkerung, die nun die Diktate der 
EU und die Kapitulation der Regierung 
ausbaden soll; sie gilt allen, die gegen 
den Ausverkauf ihrer Lebensinteressen 
Widerstand leisten; sie gilt vor allem 
jenen Anti-KapitalistInnen in Griech- 
enland, die nicht jede Kröte „ihrer“ 
Regierung schlucken, sondern einen 
gemeinsamen Kampf auf der Straße, 
in den Betrieben, an Schulen und Unis 
organisieren. 


Die Linke, Gewerkschaften, die Arbeit- 
erInnenbewegung hier müssen das Dik- 
tat der EU und des deutschen Imperial- 
ismus ohne Wenn und Aber bekämpfen. 
Dazu schlagen wir als NaO vor, breite 
Bündnisse um drei konkrete Forderu- 
gen aufzubauen: 


» Sofortige, ersatzlose 
Streichung der Schulden 
Griechenlands! 
» Nein zu allen 
Spardiktaten! Nein zur 
Erpressung der griechi- 
schen Regierung! 

» Die Banken und 

Konzern müssen für die 

Krise zahlen! 
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Welchen Antikapitalismus brauchen wir? 


VON LARS FILDER 


m 18. März soll es soweit sein: 
Nach mehrmaligen Verzögerungen 
wird in Frankfurt/M. der neue Sitz 


der Europäischen Zentralbank (EZB) 
eingeweiht. 


Die EZB ist Teil der “Troika” - bestehend 
aus EZB, Internationalem Währungs- 
fonds (IWF) und Europäischer Kommis- 
sion -, die für das EU-Spardiktat ver- 
antwortlich ist, welches in Ländern wie 
Spanien oder Griechenland einen dras- 
tischen Sparkurs auf dem Rücken der 
Bevölkerung durchsetzt. Innerhalb der 
Troika spielt die deutsche Regierung 
eine zentrale Rolle. 


Von den „Rettungsmaßßnahmen” haben 
die Menschen in Südeuropa freilich 
kaum etwas. Im Gegenteil: etwa 90% 
der „Hilfgelder“ zahlt Griechenland zur 
Begleichung seiner Schulden direkt an 
die Banken und Gläubiger. So werden 
eben jene Banken, die mit ihren Speku- 
lationen die Krise 2008 auslösten, 
durch die Krise noch reicher. Gerettet 
werden also nicht die „faulen Griech- 
en“, wie uns Merkel, Schäuble und die 
Medien einreden wollen, sondern v.a. 
das Großkapital in Deutschland, das 
auch von der Privatisierung öffentli- 
chen Eigentums und dem Ausschalten 
von europäischer Konkurrenz profitiert 
und auf die Eurozone angewiesen ist. 





Wenn die deutsche Bourgeoisie nichts 
von dieser Politik hätte, würden sie 
diese wohl kaum durchführen. 


Gegen diese Politik regte sich schon 
sehr bald Widerstand, auch in der 
Linken. Eine dieser Widerstandsbewe- 
gungen trat 2012 erstmals in Aktion: 
Blockupy. Wir wollen diese Bewegung 
in diesem Text einer Kritik unterziehen 
und unsere Antworten auf die Krise 
darstellen. 


Blockupy und der Kapitalismus 


Nach eigener Aussage ist Blockupy ein 
Bündnis u.a. aus der Intervention- 
istischen Linken (IL), attac, Occupy 
Frankfurt, Gewerkschaften, Jugend- 
und Studierendenverbünden, dem Er- 
werbslosen-Forum Deutschland, der 
Linkspartei, dem Netzwerk Friedensko- 
operative und dem Bündnis “Ums 
Ganze”. 


Was hat dieses Bündnis inhaltlich zu 
bieten? Hierzu wollen wir exemplarisch 
den Aufruf zu den Aktionen gegen die 
EZB betrachten. 


Neben einer Beschreibung des EU-Kris- 
enregimes, der EZB-Politik, ihren Fol- 
gen und der Ablehnung dieser Politik 
findet sich dort u.a. dieser Satz: „Sie 
repräsentieren uns nicht, ja sie wollen 
uns gar nicht mehr repräsentieren! Die 
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BLOCKUPY 


LET’S TAKE OVER THE PARTY! 


ES GIBT NICHTS ZU FEIERN AM KRISENREGIME. 





18.:MÄRZ 2015 


herrschenden Eliten haben uns nichts 
mehr anzubieten.” (https://blockupy. 
org/18m/aufruf) 


Hier fehlt eine Analyse der Klassenge- 
gensätze und der Klasseninteressen. 
Eine solche würde schnell feststellen, 
dass die Politik der Herrschenden nie 
etwas mit „Repräsentation“ oder so- 
zialer Verantwortung zu tun hat, son- 
dern den System- und Profitzwängen 
des Kapitalismus folgt. Die herrschen- 
den Eliten „haben uns nichts mehr 
anzubieten” - und sie hatten uns noch 
nie etwas anzubieten. Der Aufruf sagt 
im Grunde indirekt, dass Blockupy ei- 
gentlich froh wäre, wenn die Eliten ihm 
etwas anzubieten hätten, wenn sie in 
Dialog treten würden. Das ist zwar un- 
realistisch, verweist aber darauf, dass 
Blockupy - so wie auch die LINKE oder 
die Gewerkschaftsbürokratie - dass sie 
doch als Verhandlungspartner gern mit 
am kapitalen Tisch sitzen wollen. Statt 
Kampf und Sieg gegen den Klassenge- 
gner hofft man auf einige Brosamen. 
Wie elend für eine Szene, die sich zum 
großen Teil gern super radikal gibt! 


Dass diese Elite „uns“ manchmal etwas 
anzubieten hatten, lag u.a. daran, dass 
seine Lage sehr prekär war, wie nach 
dem Zweiten Weltkrieg, oder die Arbe- 
iterbewegung ihr im Kampf etwas ab- 
gerungen hatte. Zugleich wurde dieses 
„Anbieten“ auch durch die imperial- 
istische Überausbeutung der „Dritten 
Welt” möglich. 


Im Blockupy-Aufruf wird die gefährli- 
che, für den Reformismus typische Il- 
lusion erzeugt, dass der Kapitalismus 
und seine Probleme innerhalb des Sys- 
tems zu bändigen seien. In dem Zusam- 
menhang werden dann auch die übli- 
chen Illusionen in mehr oder „wahre 
Demokratie” im Kapitalismus oder gar 
„Demokratie ohne Kapitalismus” ges- 
chürt. Auch hier wird weder berück- 
sichtigt, dass jede Demokratie nur eine 
betrügerische, die realen Machtstruk- 
turen verschleiernde Herrschaftsform 
in der Klassengesellschaft ist, noch 
wird etwas darüber gesagt, wie die so- 
ziale Basis, wie die Struktur, wie die 
Funktionsweise einer Demokratie jen- 
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seits des Kapitalismus - wir würden 
dazu „Arbeiter-Räte-Demokratie” sagen 
- aussehen würde. Doch hier handelt es 
sich nicht nur um nichtssagende Spre- 
chblasen, dahinter verbirgt sich eine 
durch und durch reformistische Prax- 
is. Der Aufruf lässt komplett offen, 
wie selbst die bescheidenen Ziele von 
Blockupy erreicht werden sollen. In 
der Praxis bedeutet das dann immer, 
sich der Politik, den Zielen und Meth- 
oden der reformistischen Großorgani- 
sationen Linkspartei oder DGB weitge- 
hend unkritisch anzupassen. Und die 
wissen recht gut, wie man die Massen 
betrügen und deren Kämpfe in für das 
System ungefährliche Bahnen leiten 
kann. 


Perspektivloser Symbolprotest... 


Das Motto der ersten Blockupy-Ak- 
tionstage 2012 “besetzen, blockieren, 
demonstrieren” lässt auf effektive 
politische Aktionen hoffen. Mittle- 
rweile heißt es: “talk, dance, act” 
(Blockupy-Aufruf vom November 2014) 
oder “let’s take over the party” (Block- 
upy-Aufruf März 2015) - die „Kreativ- 
ität” ist offenbar wichtiger als ein 
konkreter politischer Inhalt. Bei sol- 
chen Gegnern kann sich das Kapital die 
Kabarett-Karten sparen. 


Die jüngsten Mottos von Blockupy 
zeigen, dass die Bewegung - genau- 
er: deren Führungen - nichts aus der 
weitgehenden Wirkungslosigkeit ihrer 
rein symbolischen Proteste der letz- 
ten Jahre drei gelernt haben. Auch die 
Tatsache, dass die Mobilisierungen von 
Mal zu Mal schwächer geworden sind, 
ist offenbar kein Grund zum Nach- oder 
gar zum Umdenken. Jeder konkrete In- 
halt, jede konkrete Schlussfolgerung 
wird durch unverbindliche Phrasen 
ersetzt. Es gibt keine weiterführende 
Perspektive - weder hinsichtlich der 
Mobilisierung noch hinsichtlich einer 
allgemeinen politischen Zielsetzung. 
Hier zeigen sich die fatalen Ergebnisse 
der total verkürzten Kapitalismuskritik 
und der fehlenden Programmatik, des 
fehlenden taktischen Verständnisses 
und der offensichtlichen Unkenntnis 
historischer Erfahrungen, die dazu 
führen, alte Fehler zum tausendsten 
Mal zu wiederholen und das auch noch 
als besonders „kreativ“ hinzustellen. 


Dieses Dilemma wurzelt auch in einer 
falschen Bündnispolitik, bei welcher 
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die radikaleren Teile des Bündnisses 
(IL, Ums Ganze, diverse autonome, an- 
archistische, kommunistische Gruppen) 
vor dem reformistischsten Teil (Link- 
spartei, attac) einknicken. Anstatt sich 
auf wenige, gemeinsame Forderungen 
und v.a. Aktionen zu verständigen, 
werden Inhalte verwischt und konk- 
rete Aussagen zu Zielen und Metho- 
den der Aktionen vermieden. Dieses 
opportunistische Vorgehen wird dann 
noch als Alternative zum - sicher auch 
falschen - Sektierertum innerhalb der 
(europäischen) Linken, z.B. bei der 
MLPD hier oder der KKE in Griechenland 
hingestellt. 


Blockupy hat es 2012 und 2013 zwar 
geschafft, jeweils um die 20.000 auf 
die Straßen zu bringen und den Be- 
trieb in Frankfurter Bankentürmen et- 
was zu stören, doch wirklich weh tut 
das weder dem Finanzkapital, noch 
dem Kapitalismus. Das soll es ja auch 
nicht unbedingt. Den Blockupy-Spit- 
zen geht es ja auch mehr darum, ein 
politisches Zeichen zu setzen, ein Sym- 
bol zu kreieren, um in die Bevölker- 
ung „auszustrahlen“,. Das ist an sich 
richtig, nur funktioniert das so nicht. 
Um breitere Schichten über die Linke 
hinaus, v.a. die Vorhut der Arbeiterk- 
lasse, erreichen zu können, bedarf es 
eines völlig anderen Vorgehens. Zum 
einen müssen Mobilisierungsstrukturen 
geschaffen werden, die kontinuierlich 
arbeiten und die Basis ausweiten. Ges- 
chieht das nicht, muss die Bewegung 
jedes Mal wieder „bei Null” beginnen. 
Diese Aufgabe wurde bisher von Block- 
upy abgelehnt. Zum anderen muss die 
Abwiegelungs- und Bremspolitik der 
reformistischen Führungen von Link- 
spartei und DGB kritisiert und eine Al- 
ternative aufgezeigt werden. Auch das 
wird abgelehnt. Drittens muss Block- 
upy aktiv den Widerstand anderer Mi- 
lieus aufgreifen und unterstützen, z.B. 
Streiks. Auch das erfolgt nicht. Somit 
blockiert sich Blockupy selbst. Warum? 
Um den Schulterschluss mit dem Re- 
formismus nicht zu gefährden und des- 
sen Politik nicht wirklich attackieren 
zu müssen. Die radikalen Phrasen viel- 
er Blockupy-Bündnis-Gruppen ändern 
daran überhaupt nichts. 


Was ist Antikapitalismus? 
Um dem Kapitalismus wirklich weh zu 


tun, um den sozialen Angriffen der 
Banken, Konzerne und Regierungen 
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wirklich etwas entgegenzusetzen, re- 
ichen keine Farbbeutelwürfe auf die 
EZB. 


Dazu braucht es Aktionen, die wirklich 
ökonomischen Druck aufbauen, z.B. 
Streiks und Betriebsbesetzungen. 
Auf generelle Angriffe des Kapitals 
braucht es auch genereller Antworten 
der Klasse und nicht nur symbolischer 
Aktionen der Linken. Um die Macht 
des Kapitals und der Troika in Frage zu 
stellen, brauchte es einen europaweit- 
en, unbefristeten Generalstreik! 


Stattdessen hat Blockupy das Motto 
„18 03 ich nehm mir frei”, das sozu- 
sagen „indirekt“ vermitteln soll, dass 
wir die Arbeit für Blockupy an die- 
sem Tag niederlegen sollen. Allerdings 
ist kaum anzunehmen, dass dadurch 
tatsächlich viele Beschäftigte ein- 
en Urlaubstag für Blockupy opfern 
oder gar richtig streiken. Wer glaubt, 
dass das so funktioniert, hat wirklich 
überhaupt keine Ahnung von Klassen- 
kampf, Arbeiterklasse und Reformismus 
- Hauptsache es klingt radikal. Hinge- 
gen zu den aktuellen Tarifrunden von 
IGM und ver.di - die esja real und nicht 
nur in den Träumen von Blockupy gibt 
- sagt man nichts. 


Für eine offensive Antwort auf die 
Krise ist der Aufbau einer europaweit- 
en Einheitsfront der organisierten Ar- 
beiterInnenklasse notwendig. Damit 
meinen wir nicht inhaltsschwache, 
verwaschene Bündnisse wie Blockupy, 
sondern eine europaweite Koordina- 
tionsstruktur von Linken, kämpfen- 
den Milieus und der Arbeiterbewe- 
gung, die sich auf konkrete Aktionen 
und Forderungen verständigt. Dazu 
gehört auch, an die vorhandenen Or- 
ganisationen - an deren Basis und an 
deren Führungen - zu appellieren und 
jede Politik offen zu kritisieren, die 
versucht, das zu boykottieren. Diese 
Kritik an der reformistischen Politik 
muss damit verbunden sein, eine an- 
tikapitalistische, revolutionäre Alter- 
native zu vertreten und konkrete Ak- 
tionsvorschläge zu machen. Auf diese 
Art kann sich herausstellen, wer es 
ernst meint mit dem Widerstand und 
die Macht der Kapitalisten ernsthaft 
infrage stellt oder das nicht will oder 
nur protestieren will. So können die 
Massen selbst in der Praxis testen, was 
reformistische Politik wirklich taugt. 
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Die Frage einer Einheitsfront drängt 
sich auch angesichts des europaweit- 
en Aufstiegs rechter und faschistischer 
Kräfte um so dringlicher auf. Nur in der 
geeinten Aktion der ArbeiterInnen und 
der Jugend kann dieser Gefahr begeg- 
net werden! 


Für den Aufbau wirksamen Widerstands 
bleibt nicht ewig Zeit. Der Imperialis- 
mus und ist von immer härterer Konkur- 
renz und von immer größeren Wider- 
sprchen geprägt. Die Krise ist alles 
andere als vorbei und wird sich weiter 
verschärfen. Damit sind auch neue 
Angriffe auf die Lohnabhän- 
gigen vorprogrammiert. Die 
Ukraine-Krise, die forcierte 
Aufrüstung und Ausdehnung 
der NATO, die Interventionen 
des Westens in Nahost und 
Afrika und der Aufstieg des 
chinesischen Imperialismus 
verweisen auf eine stärkere 
Tendenz Richtung imperialer 
Neuaufteilung der Welt. 











































Als Forderungen für eine 
europaweite Einheitsfront 
schlagen wir vor: 


» Streichung der Schul- 
den Südeuropas! Nein 
zum Fiskalpakt u.a. 
Sparauflagenvon IWF, 
EZB und EU (Troika)! 
Offenlegung aller 
Verträge und Auflagen 
dieser Institutionen! 

» Rücknahme aller 
Kürzungen im Öffent- 
lichen Dienst und der 
Renten! Keine weiteren 
Privatisierungen! Fr ein 
öffentliches Beschäf- 
tigungsprogramm mit 
gesellschaftlich nützli- 
chen Arbeiten - unter 
Kontrolle von Beschäf- 
tigten und lohnabhän- 
gigen NutzerInnen! 
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» Verkürzung der Arbeitszeit auf 
30 Stunden pro Woche in ganz 
Europa - ohne Lohn- und Per- 
sonalabbau! Einführung eines 
Mindestlohns in allen Ländern, 
um die Lebenshaltungskosten 
zu decken! 

» Geschlossene Betriebe oder 
solche, wo Schließung, Entlas- 
sungen oder Lohnkürzungen 
drohen, sollen verstaatlicht und 
unter ArbeiterInnenkontrolle 
weitergeführt werden! 

» Die Reichen sollen zahlen! 
Massive Steuererhöhungen für 
Reiche, Kapitalisten und Spit- 
zenverdiener! 

» Entschädigungslose 
Enteignung aller 
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Antikapitalismus 





ken und Finanzinstitutionen! 
Keinen Cent für deren Krise! 
Zusammenfassung zu einer 
Zentralbank unter Arbeiterkon- 
trolle! 


Doch darüber hinaus brauchen wir v.a. 
eine revolutionär-sozialistische Organ- 
isation, eine Partei, die in Kämpfe 
eingreift, sie koordiniert und eine Per- 
spektive vorschlägt. Wenn z.B. die re- 
formistischen Führer einen Kampf ver- 
raten und ausverkaufen und sich daher 
die Massen von den reformistischen 
Organisationen wegbewegen, muss es 
eine revolutionäre Organisation als Al- 
ternative geben. 


Diese sollte ein klares revolutionäres 

und internationalistisches Programm 
haben, das eine Perspektive zum 
Sozialismus weist und die heuti- 
gen Tageskämpfe mittels der Über- 
gangsmethode mit dem Aufbau 
von Machtorganen der Arbeiterk- 
lasse und deren Machtergreifung 
verbindet. 


Das Fehlen einer solchen revolu- 
tionären Massenpartei ist ein, ja 
das zentrale Problem der Arbeiter- 
Innenbewegung und jedes Wider- 
stands. Welche Perspektive hätte 
z.B. der Arabische Frühling mit 
einer solchen Kraft gehabt?! 


Deshalb treten wir von der Ju- 
gendorganisation REVOLUTION 
zusammen mit der Gruppe Ar- 
beitermacht für die Schaffung 
einer neuen, revolutionären Fün- 
ften Internationale sowie einer 
neuen Jugendinternationale ein. 
Deshalb sind wir auch aktiv am 
Aufbau der Neuen antikapital- 
istischen Organisation (Na0) 
beteiligt. 


Mit dieser Perspektive werden 
wir auch in die anstehenden Be- 
wegungen intervenieren und an 
Protesten teilnehmen, sei es bei 
Blockupy oder den Protesten ge- 
gen den G7-Gipfel in Bayern im 
Juni 2014. Wir laden alle Teil- 
nehmenden und Interessierten 
zur Diskussion ein - wir sehen 
uns am 18. März in Frankfurt/M.! 


Die Furanäische Tentralbank (EZB) —— BE 
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AUFRUF VON REVOLUTION 


Ile Jahre wieder kommt der der 
A der Arbeiter_Innenkla- 

sse. Die „Internationalen Kris- 
en“ zeugen davon, dass es wichtiger 
denn je ist gegen ihren gemeinsamen 
Nenner, den Kapitalismus und die ihm 
innewohnenden Krisen vorzugehen. 
Ob es nun um den Irak geht, in dem 
es nach Jahren von Krieg, und krieg- 
erischer Auseinandersetzung, bzw. 
Demokratieexport die faschistische 
Terrormiliz IS geschafft hat den Staat 
zu stürzen und den Krieg in den Nahen 
Osten exportiert. Oder um rassistische 
Bewegung in Deutschland, die ge- 
gen Migrant_Innen, die angeblich die 
deutsche Leitkultur unterwandern sol- 
len, auf die Straße gehen oder ob es 
um den neuen (k)alten Krieg zwischen 
dem russischen und amerikanischen 
Imperialismus geht, der diesmal auf 
ukrainischem Grund ausgetragen. 


Doch Krieg und Rassismus sind nicht 
alles was der Imperialismus kann. Auch 
in den Kerngebieten fängt es langsam 
an zu brodeln. Der sozialdemokratische 
Präsident Frankreichs, Francois Hol- 
lande, setzt historische Sparpro- 
gramme in Frankreich durch. 50 Mil- 
liarden Euro des Staatshaushaltes sol- 
len in den nächsten 2 Jahren eingespart 
werden. Unter anderem durch 
Einfrieren von Pensionen, 
Beamtengehältern und der 
Kürzung diverser Sozial- 
hilfen. Wenn man be- 
denkt, dass Frankreich 
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der gemeinsame Nenner 


wirtschaftlich wie politisch die Num- 
mer zwei in der Eurozone ist, kann 
man sich an fünf Fingern abzählen, 
wo die nächsten Sparmaßnahmen stat- 
tfinden werden. In Deutschland wird 
gerade von der Bertelsmann Stiftung 
(einem der größten Wirtschaftsinsti- 
tute, mit starkem Einfluss in der Poli- 
tik) über eine Neuauflage der „Agen- 
da 2010“(Zeitarbeit, Leiharbeit, Hartz 
4), einer Agenda 2020 sinniert. Auf 
Internationaler Ebene bietet TTIP 
( Kurz erklärt: staatliche Regular- 
ien gegenüber Arbeitgebern werden 
beschnitten, und somit der Arbeitss- 
chutz, das Streikrecht und ähnliches 
verwässert.) eine prima Grundlage, die 
von der Arbeiterbewegung des 19. und 
20. Jahrhunderts erkämpften Rechte 
der Bourgeoisie zurückzugeben, ganz 
versöhnlerisch, über den Rücken der 
bürgerlichen Parlamente, mit Knicks 
und kurzer Entschuldigung für diese 
hundertjährige Albernheit. 


Doch da, ein Lichtblick für die eu- 
ropäische Arbeiter_Innenklasse: in 
Griechenland kommen „echte Linke“ 
unter SYRIZA an die Regierung. Sie 
vermögen es das Spardiktat der EU zu 
brechen, und der Linken in ganz Euro- 
pa zu zeigen, dass es eben nicht nur 

einen Ausweg aus der Krise gibt, 
nicht nur Sparen, Sparen, Spar- 
en am Proletariat. Doch 
auch diese Hoffnungen 
wurden schnellstmöglich 
zerstört. Anstatt mit 
linken Kräften in ein 
Bündnis zu treten 
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wird der griechischen Kapitalistenkla- 
sse Tür und Tor ins Parlament geöffnet, 
die rechtspopulistische Partei ANEL 
ist der Koalitionspartner der angebli- 
chen Sozialisten. Prompt werden die 
Versprechen über das Aussetzen der 
aufgezwungenen Sparpolitik gebro- 
chen, z.B. durch die Unterstützung 
anstehender Privatisierungen und die 
Erhöhung der Mehrwertsteuer. An- 
scheinend beträgt die Halbwertszeit 
von Sozialist_Innen in bürgerlichen 
Parlamenten mittlerweile weniger als 
einen Monat. So geht’s dann wohl doch 
nicht! 


Wie eingangs erwähnt, ist es wichtig 
wie eh und je gegen den gemeins- 
amen Nenner - gegen den Kapitalismus 
auf die Straße zugehen, denn weder 
etablierte Parteien noch deren Politiker 
werden den Kampf gegen Kürzungen im 
öffentlichen und sozialen oder gegen 
historische Angriffe auf’s Arbeitsrecht 
für uns führen. Geschweige denn gegen 
Rassist_Innen und Faschist_Innen, die 
sich gerade wieder unter dem Banner 
von Pegida, Legida und Co. Sammeln 
und auf die Straße gehen. Im Gegen- 
teil, selbst linke Parteien beteiligen 
sich an den Sparprogrammen. Und die 
Basis nimmt es zähneknirschend hin. 
Auch die korrumpierten Gewerkschafts- 
führungen verraten die Arbeiter_Innen 
im Akkord. Gerade lehnte die IG Metall 
die Forderung vom IWF nach mehr Lohn 
zur Stabilisierung der Konjunktur ab. 


Da blitzen längst vergangene Wahrhe- 
iten wieder durch, es kann die Befrei- 
ung der Arbeiter_Innen nur das Werk 
der Arbeiter_In sein. 


Drum raus zum revolutionären ersten 
Mai! Lasst uns gegen Krise, Krieg und 
Kapital, für die globale Revolution auf 
die Straße gehen. Doch lasst es uns 
nicht dabei belassen. Wer den Kapi- 
talismus wirklich stürzen will muss ein 
revolutionäres Programm in die Basis 
bürgerlicher Arbeiterparteien, der 
Gewerkschaften und in Real existieren- 
de Kämpfe tragen. 


Ob in Berlin, Kiew oder Athen muss 
unsere Parole lauten: One Solution, 
Revolution. 
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Exkurs: [solid] & SDAJ 


zwei Positionen zu briechenland 


VON LARS FILDER 


ir haben oben im Gastbeitrag der 
N Arbeitermacht gesehen, 
dass aller hoffnungsvolle Jubel 
um SYRIZA in einer durchaus vorausse- 
hbaren Kapiitulation vor dem Imperial- 


ismus und auch vor dem einheimischen 
Kapital mündete. 


Auch wir von REVOLUTION klinkten 
uns nach dem Wahlsieg in die Debatte 
ein und setzten uns intern mit den 
unterschiedlichen Positionierungen 
zum Thema auseinander. Zwei dieser 
Positionen wollen wir nun einer Kri- 
tik unterziehen, nachdem ihr oben die 
Position gelesen habt, die wir unter- 
stützen. 


[,solid] & SYRIZA 


Das [solid] sich zu internationalen 
Fragen äußert ist eher selten. Wenn 
aber die griechische „Schwester“ der 
LINKEN eine Wahl gewinnt, dann wird 
sich doch mal geäußert - und das 
leider nicht sonderlich „kritisch - sol- 
idarisch“, wie getönt wird, sondern 
eher nur solidarisch. 


Man lehnt nach der Wahl zwar richti- 
gerweise die Koalition SYRIZAs mit 
der rechtskonservativen, rassistischen 
ANEL-Partei ab!, aber das war es eigen- 
tlich auch schon mit der Kritik. Mehr 
noch: Zwar findet der Bundessprech- 
er_Innenrat von [,solid] die Koalition 
mit ANEL „scheiße“, aber stellt diese 
noch mit Verweis auf die Verweigerung 
zur Regierungsbildung der „Kommunis- 
tischen Partei” KKE als alternativlos 


hin?. % 
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Dabei hätte SYRIZA durchaus Alter- 
nativen gehabt: Minderheitsregierung 
oder auch ein Einheitsfrontangebot an 
die Basis der KKE um so Druck auf sie 
aufzubauen. 


[solid] ® 


Ansonsten schürt ‚solid nach dem 
Wahlsieg illusionäre Hoffnungen: Der 
politische Kurswechsel, für den SYR- 
IZA steht, ist eine große Hoffnung für 
alle Menschen in Europa - außer viel- 
leicht für die Millionäre und Banken. 
In Griechenland erleben wir, dass die 
Menschen sich das Recht zu wählen - 
gegen die angebliche Alternativlosigkeit 
der „Rettungspolitik“ - genommen ha- 
ben. Europa geht anders, die politischen 
Kräfteverhältnisse sind veränderbar, eine 
Alternative ist möglich [...P. 


Wie wenig der parlamentarische Weg 
und Wahlen taugen, um etwas ge- 
gen den Willen des EU - Kapitals 
durchzusetzen, zeigte sich bereits 
nach nicht mal einem Monat an der 
Regierung: SYRIZA führt das Sparpro- 
gramm weiter. Das parlamentarische 
System ist nur ein Ausdruck des Ge- 
sellschaftssystem Kapitalismus und 
vielfach mit der Bourgeoisie verknüpft. 
Die eigentliche ökonomische Macht - 
sprich die Konzernspitzen etc. - sind 
nicht wählbar und die politische Macht 
im Parlament ist der ökonomischen un- 
terlegen. 


Illusionär ist auch die Haltung zur 
bestehenden EU: Das Ziel kann also kein 
Europa ohne Griechenland sein. Stat- 
tdessen braucht es einen radikalen Bruch 
innerhalb der bestehenden Europäischen 
Union und mit der derzeitigen neoliber- 
alen Hegemornie‘. 


Hier geht es also weiter mit der wor- 
tradikalen aber reformistischen Suche 
nach Lösungen im bestehenden Sys- 
tem. Es würde unseren Rahmen spren- 
gen sich hier an der EU zu verausga- 


ben, aber so viel sei gesagt: Die EU ist 
eine imperialistische Vereinigung, die 
sich aufgrund der Notwendigkeit (aus 
Kapitalsicht) gegründet hat anderen 
Imperialisten wie der USA im welt- 
weiten Konkurrenzkampf etwas entge- 
genzusetzten. Gleichzeitig dominieren 
die stärksten Kapitale der EU (vor allem 
Deutschland) im innereuropäischen 
Konkurrenzkampf und nutzen die EU um 
diese Rolle zu behalten. Dementspre- 
chend sind die Institutionen der EU 
ausgerichtet und abgesehen vom rel- 
ativ zahnlosen Parlament auch nicht 
wählbar - und damit für linke Politik 
gänzlich unbrauchbar. Alles was Tsipras 
will ist in diesen Institutionen beim 
Aufteilen des Kuchens dabei zu sein. 


Das alles passt ins reformistische Bild 
von [,solid], mit welchem wir uns hier 
ausführlich befassen: http://www. 
onesolutionrevolution.de/wp-content/ 
uploads/2011/04/Solid-Polemik Lu- 
kas M%C3%BCller 2014.pdf 


Bevor wir weiter unten unsere Perspek- 
tive umreißen, wollen wir noch einen 
Blick auf die Position der „Sozialis- 
tischen Deutschen Arbeiterjugend” 
werfen. 


SDAJ & KKE 


Bei der SDAJ finden wir durchaus rich- 
tige Kritiken am reformistischen SYR- 
IZA-Programm und ihrer Politik, aber 
man unterstützt das Sektierertum der 
KKE gegenüber SYRIZA, die - ganz 
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nebenbei bemerkt - auch nicht rev- 
olutionär, sondern nationalreformis- 
tisch-poststalinistisch ist. Auch sie 
weigert sich den bürgerlichen Staat 
zu zerschlagen. Am Ziel des Sozialis- 
mus wird zwar festgehalten, doch es 
fehlt an Übergangsforderungen, d.h. 
an konkreten Forderungen und Schrit- 
ten, wie die aktuelle Protestbewe- 
gung damit verbunden werden kann. 
Die KKE hat keine Orientierung auf 
Arbeitermacht, also auf proletarische 
Kampf- und (Doppel)machtorgane, 
auch fehlt eine Perspektive der 
Machtergreifung. So bleibt der 
Sozialismus der KKE nur ein 
% Luftschloss und die Prax- 
h is reformistisch. Interes- 
sant ist auch, dass die 
KKE zwar eine Regierung 
mit SYRIZA ablehnt, aber 
vor Jahren eine Koalition 
mit der konservativen ND 
einging. 
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Führer von SYRIZA 
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der KKE sagt die SDAJ: Die Weigerung 
der KKE, sich an einer Regierung Tsip- 
ras zu beteiligen, ist daher kein blind- 
es Sektierertum, sondern lediglich die 
Weigerung, die eigenen Prinzipien und 
Interessen der griechischen Werktätigen 
zu verraten?. 


Eine Regierung aus KKE und SYRI- 
ZA könnte wesentlich schlagkräftiger 
zugunsten der griechischen Arbeit- 
er_Innen sein. Die KKE könnte, da wo 
sie fortschrittlichere Positionen hat, 
Druck auf SYRIZA ausüben („getreu der 
eigenen Prinzipien“), vor allem jetzt 
nach der Kapitulation SYRIZAs. 


Die SDAJ und die KKE geben ja 
9 bekanntlich an, sich auf Le- 
“) nin zu beziehen, aber dieser 
würde die KKE-Politik als 
„ünken Radikalismus“ kriti- 
 sieren. Die KKE betreibt mit 
ihrer sektiererischen Politik 
Selbstisolation, denn trotz 

/ der verlogenen (und sicher gut 
/ verschleierten) Politik von Tsip- 








ras und Varoufakis hat sie in Um- 


N m Y fragen an Zuspruch verloren. 


Zudem sei daran erinnert, dass in 
Griechenland mit der Chrysi Avgi 
durchaus eine faschistische Gefahr 
besteht und dieser mit einer Ein- 


\ heitsfront der organisierten Arbeit- 


er_Innenklasse geschlagen werden 
N kann. Die KKE lehnt das ve- 
NS hement bis hin zur klein- 
NS sten gemeinsamen 
N Mobilisierung 
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ab. Die KKE, bzw. die SDAJ haben bei 
der Bekämpfung des Faschismus of- 
fenbar nichts aus der Politik der KPD 
gegenüber der SPD beim Aufstieg des 
Faschismus gelernt. 


Wie weiter? 


Es bleibt die Frage, wie nun das SYR- 
IZA-Abkommen mit dem EU-Kapital 
verhindert werden kann. Hier sind der 
linke Flügel von SYRIZA, als auch die 
KKE und die antikapitalistische Linke 
wie ANTARSYA oder die Anarchist_In- 
nen gefragt. Es liegt bei ihnen die 
Politik SYRIZAs zu kritisieren und in 
einer Einheitsfront die unzufriedenen 
Wähler_Innen gegen das Abkommen zu 
mobilisieren - z.B. durch Streiks und 
Demonstrationen. Weiter gilt es Ba- 
siskomitees aufzubauen, die Aktionen 
beschließen und Druck auf die Re- 
gierung ausüben. Revolutionär_Innen 
müssen in diesen Kämpfen intervenie- 
ren und die Frage eines revolutionären 
Programms aufwerfen, es verbreiten 
und versuchen die Unzufriedenen zu 
gewinnen. 


Wir laden [,solid], SDAJ und auch 
alle anderen Interessierten ein mit 
uns über die griechische Frage zu di- 
skutieren und gemeinsame Aktionen 
zur Unterstützung der griechischen 
Arbeiter_Innen und Jugendlichen 
durchzuführen. 


Für die Vereinigten Sozialistischen 
Staaten von Europa! 


1 Siehe: http://www.linksju- 
gend-solid.de/hoffnung-fuer-griech- 
enland-nach-dem-sieg-von-syri- 
za-gedanken-vom-bundessprecherin- 
nenrat-der-linksjugend-solid/ 


2 Vergleiche: http://www. 
linksjugend-solid.de/fragen-und-ant- 
worten-zur-aktuellen-lage-in-griech- 
enland/ 


3 Siehe: Ebenda 


4 http://www.linksjugend-solid. 
de/we-stand-with-syriza/ 


5 http://www.sdaj-netz.de/ 
blog/2015/01/zur-wahl-in-griechen- 
land-zwei-wege/ 
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['solid]: if everything goes right, go left! 


Oder: Welche Einheit brauchen wir? 


EINE POLEMIK VON LUKAS MÜLLER 


or einigen Wochen veröffentlichte 
Lukas Müller auf unserer Homep- 


age (www.onesolutionrevolution. 
de) seine Polemik zum Jugendverband 
Linksjugend[,solid]. Mit dieser beab- 
sichtigte er innerhalb und außerhalb 
[‚solid] einen Diskussionsprozess über 
die Frage revolutionärer Organisierung 
und revolutionärer Einheit anzustoßen. 
Viele der darauf folgenden Rück- 
meldungen von Mitglieder_Innen und 
Gruppen teilten die Kritik, teilweise 
kam es zu fruchtbaren Debatten. 





Lukas ist seit vier Jahren Mitglied von 
[‚solid] Hessen und hat tiefe Einblicke 
in die Organisation erhalten. Seine Po- 
lemik greift die Standartargumente, die 
scheinbar für [‚solid] sprechen, wie z.B. 
das von den Reformist_Innen oft zu 
hörende „Man kann Jugendliche nicht 
direkt mit revolutionärer Politik gewin- 
nen.” auf und kritisiert diese 
aus einer revolutionären Per- 
spektive. 


Essenziell für Revolutionär_ 
Innen sollte das Programm 
sein, der Leitfaden aller Ak- 
tivitäten - im Falle [,solid] 
existieren aber kaum pro- 
grammatischen Perspektiven 
und damit keine klare Anlei- 
tung zum Handeln, sondern 
nur verwaschene Phrasen. Es 
zeigt keinen Weg den Kapi- 
talismus zu stürzen und eine 
sozialistische Gesellschaft 
aufzubauen. 


Kritisiert wird auch die ge- 
samte ÖOrganisierung von 
[‚solid]: die bürokratische 
Führung der Reformist_In- 
nen, die Abhängigkeit von 
der Mutterpartei DIE LINKE 
und die nicht vorhandene 
Schulung der Mitglieder_In- 
nen, welche Voraussetzung 
für eine aktive Mitglied- 
schaft ist und die in sie in 
die Position bringt, die Ar- 
beit ihrer Führung auch zu 
überprüfen. Außerdem kritis- 





iert er den Pluralismus und das Fehlen 
verbindlicher Beschlüsse, welcher den 
Einfluss der Führung festigt und es an- 
tideutschen Kräften ermöglicht linke 
Positionen anzugreifen. 


Dem wird der Aufbau einer unabhängi- 
gen, demokratisch-zentralistischen Ju- 
gendorganisation gegenüber gestellt, 
welche in der inneren Diskussion ab- 
solute Freiheit gewährt, nach außen 
Mehrheitsbeschlüsse aber geschlossen 
umsetzt. 


Ferner wird der zum Scheitern ver- 
urteilte „tiefe Entrismus“ - wie ihn 
Marx21 und SAV in der LINKEN, bzw. 
[‚solid] betreiben - abgelehnt. Diese 
Taktik führt letztlich zur sukzessiven 
Aufgabe des eigenen Programms und 
zu tiefer Enttäuschung unter progres- 
siven Kräfte, von denen nicht wenige 
resigniert den Verband verlassen und 
inaktiv werden. Statt ihnen eine reale 


mind 
Yen! 


wi? 


Alternative zu bieten werden an revolu- 
tionärer Politik interessierte Menschen 
in der Organisation gehalten und die 
Illusion geschürt, man könne [,solid] 
in eine klassenkämpferische Jugendor- 
ganisation transformieren. Dabei arti- 
kulieren diese Gruppen nicht einmal ihr 
vollständiges eigenes Programm und 
führen keinen offenen Kampf um eine 
solche Alternative - genau das ist aber 
angesichts des Reformismus in [,solid] 
und der LINKEN dringend nötig! 


Lukas tritt deswegen für den Aufbau 
einer revolutionären Fraktion in [,sol- 
id] ein, welche einen Kampf um ein al- 
ternatives Programm führt und die Di- 
skussion mit allen Revolutionär_Innen 
- auch außerhalb [,solid]s sucht. 


Der Autor macht aber auch klar, dass 
der Aufbau einer revolutionären Jugen- 
dorganisation innerhalb [,solid]s nicht 
möglich ist und früher oder später ein 
Bruch mit dem Verband un- 
ausweichlich ist. 


Deswegen ist Lukas vor eini- 
ger Zeit REVOLUTION beiget- 
reten - er sieht hier eine Per- 
spektive für den Aufbau der 
geforderten Organisation. 


Wir von REVOLUTION suchen 
letztlich die Einheit mit allen 
revolutionären Kräften, mit 
welchen wir ein gemeinsames 
Verständnis von Program- 
matik und Politik haben, 
weswegen wir alle sich als 
Revolutionär_Innen verste- 
henden Menschen in [,solid] 
und außerhalb davon zur ge- 
meinsamen Diskussion ein- 
laden. 


Du willst Kritik zum Anfas- 
sen? - Lukas’ Kritik „[,‚solid]: 
if everything goes right, go 
left! Oder: Welche Einheit 
brauchen wir?” ist auch als 
Broschüre bei der LMV der 
linksjugend ['solid] Hessen 
oder unter germany@oneso- 
lutionrevolution.de _ bestell- 
bar! 
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Frauenkampftag vs. „Frauentag" 
proletarische oder bürgerliche Begriftlichkeit 


VON KATHERINA SINGH 


ist dabei abhanden gekommen. 

Der Frauentag ist ein Tag, fast gle- 
ichzusetzen mit dem “Tag des Rud- 
ersports” oder dem “Tag des Cho- 
lesterins”. Anstatt sich auf die 
militanten Frauenkämpfe der 
Vergangenheit zu beziehen, 
wird der Tag momentan 


Fi 2015. Das Wort „Kampf“ 


genutzt um Luftbal- 
lons und Fähnchen zu 
verteilen. 


Liberale, SPD, 
Linke und Gewerkschaften 
dürfen sich zu diesem Anlass 
selbst auf die Schulter klopfen 
und sich für die “Befreiung der Frau” 
feiern. Der kämpferische Teil von ih- 
nen darf bei dieser Gelegenheit dann 
auch einmal (im Jahr) eine Rede über 
gleiche Bedingungen am Arbeitsplatz 
halten. 


Wer hofft danach dem Kampf gegen 
ungleiche Bezahlung von Frauen und 
Männern, sexistische Rollenbilder und 
körperliche Fremdbestimmung aufneh- 
men zu können, wird enttäuscht. Es 
bleibt bei alljährlichen Infoveranstal- 
tungen. Doch das war nicht immer so! 





























Als 1910 auf der II. sozialistische 
Frauenkonferenz die Durchführung 
eines internationalen Frauenkamp- 
ftages beschlossen wurde, brachte das 


weltweit Millionen auf die Straße. 


Als Datum wurde der 8. März gewählt, 
da 1908 an diesem Tag 149 Näherin- 
nen bei einer Fabrikbesetzung ums 
Leben kamen. Diesem Vorfall folgte 
eine Welle von Streiks und Protest- 
en. Hierbei waren unter anderem 
die Forderungen: das weltweite 
Wahlrecht für Frauen, der 8-Stun- 
den-Tag, Mutterschutz, mehr 
Lohn bzw. gleicher Lohn für gle- 
iche Arbeit, legaler Schwanger- 
schaftsabbruch, Verbot der 
Kinderarbeit und Gleich- 
stellung von Frau und 
Mann in allen 
Lebens- 


bere- 
ichen. 


Dass der Begriff 
„Kampf“ damals noch 

nicht vergessen war, 
zeigten unter anderem 
die Petrograder Frauenauf- 
stände am 8. März, die mit 
ihrem Streik für mehr Lohn 
und gegen den Krieg die Feb- 
ruarrevolution auslösten und 
zum Sturz des Zarismus beit- 
rugen. 


Damals war noch ein großer 
Teil der Frauenbewegung be- 
. wusst das Kapitalismus die 
Uberausbeutung und Unterdrückung 
der Frauen benötigt. Einerseits um 
Profite zu maximieren, andererseits um 
eine weitere Trennlinie (zwischen Frau 
und Mann) zu schaffen und die Einheit 
der Arbeiterklasse zu unterbinden. 
1933-1945 wurde der Frauenkampftag 
verboten und durch den Muttertag 
ersetzt um das rückschrittige Frauen- 
bild des Faschismus zu unterstreichen. 
Nach 1946 wurde der 8. März von der 


sowjetischen Besatzungszone den 8. 
März wieder eingeführt, verlor aber 
durch das stalinistische Frauenbild 
auch stark an Kampfkraft. 


Allerdings ist nicht überall auf der Welt 
der 8. März ein bürgerliches Bratwurst- 
fest. In der Türkei, im Iran, in Indien 
oder Bangladesch gehen jährlich zehn- 
tausende Frauen auf die Straße um ge- 
gen Unterdrückung und Repression zu 
kämpfen. Wenn die Sozialdemokrat_In- 
nen nächstes Mal über Frauenbefreiung 
reden, sollten sie sich vielleicht eine 
dicke Scheibe von der Frauenbewegung 
in Rojava abschneiden und ihren Fokus 
mehr auf Arbeitskämpfe von Frauen, 
die arbeiten oder eine Ausbildung 
machen, anstatt sich um Quoten in 
den Führungsetagen sorgen zu machen. 
Wir fordern mehr als #bockaufquote 
(Hashtag der SPD um die Frauenquote 
zu bewerben): 


Schluss mit der Stigmatisierung und 
Unterdrückung der weiblichen Sexual- 
ität und Körpers! 


Für die Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern auf dem Arbeitsmarkt: 
für gleichen Lohn, sowie die Verge- 
sellschaftung der Reproduktionsarbeit! 
Kampf der sexuellen Diskriminierung 
im Job und der Ausbildung! 


Für den Aufbau einer proletarischen 
Frauenbewegung! 
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Das PKK-Verbot 


Grundlagen 





/wischen Kommunist_innenvertolgung & NATD-Aufstandsbekämptung 


VON MARVIN SCHUTT 


ass die PKK - die 1978 gegrün- 
D* „Kurdische Arbeiterpartei” 

- momentan einen organisierten 
und effektiven Widerstand gegen die 
klerikale Fascho-Truppe IS leistet, ist 
mittlerweile bis in bürgerliche Medi- 
en wie den Spiegel, die FAZ oder der 
Süddeutschen Zeitung gedrungen. 
Enttäuscht mussten die im- 
perialistischen Freund_In- 
nen (Frankreich, GB, Ital- 
ien, Deutschland, USA) 
der Autonomen Region 
Kurdistan im Nordirak 
feststellen, dass sich 
die nordirakischen 
Streitkräfte, die 
Peschmerga, sich in 
vielen Fällen kamp- 
flos zurückgezogen 
haben und dem IS 
keine effektive Ge- 
genwehr bieten kon- 
nten. Die syrischen 
Kampfverbände der PYD 
- die Schwesterorgani- 
sation der PKK in Syrien 
- verhinderten hingegen 
trotz schlechter militärischer 
Ausstattung ein drohendes 
Massaker an 20.000 Jezid_Innen 
durch den IS und auch der mona- 
telangen Belagerung der kurdischen 
Stadt Koban& wurde erfolgreich stand- 
gehalten. Auch im deutschen Bunde- 
stag machte man sich Gedanken wer 
eigentlich der größere Feind für die 
deutschen Kapitalinteressen ist: der IS 
oder die PKK. Der IS wurde in seinem 
Aufbau von Staaten wie Syrien, der 
Türkei, den Vereinten Arabischen Emir- 
aten aus regional-strategischem Inter- 
esse mit Geld, Ausrüstung und Durch- 
reiseerlaubnis versorgt. Der westliche 
Imperialismus erzeugte in dem ver- 
gangenen Jahrhundert derart viel Leid 
in der Region, dass der Islamismus 
zu einem Zufluchtsort für sozial aus- 
gegrenzte Menschen und kleinbürgerli- 
che Schichten wurde. 


Aus Angst vor dem vom Imperialismus 
selbst gezeugten Kind, welches immer 
gefräßiger und gefräßiger wurde, zog 


der CDU-Fraktionsvorsitzende Volk- 
er Kauder vor kurzem öffentlich eine 
Unterstützung der PKK in Erwägung. 
Wäre die BRD nun ein Rechtsstaat, 
indem alle Menschen vor dem Gesetz 



















gleich sind, so würde Kauder bereits 
ein Strafverfahren nach 8129a StGB 
(Strafgesetzbuch) an der Backe haben. 
Die PKK wird nämlich von der Türkei, 
allen EU-Ländern, sowie der USA als 
terroristische Vereinigung gelistet, 
deren „Werbung und Unterstützung” 
mit langjährigen Haftstrafen geahndet 
werden können. 


Das PKK-Verbot basiert neben den so 
genannten „Anti-Terrorparagraphen” 
129, 129a und 129b StGB auch auf 
dem 820 Vereinsgesetz. Auf dieser 
juristischen Grundlage wurde im Ok- 
tober 1993 das PKK-Verbot verhangen 
und somit die sofortige Schließung 
zahlreicher kurdischer Kulturvereine, 
Verlage, Clubs und Medienorganisa- 


tionen bewirkt. Damit einher gingen 
massive Überwachungs- und Durch- 
suchungsaktionen des Staatsschut- 
zes. Das PKK-Verbot löste daraufhin 
die schwerste Repression gegen eine 
migrantischa Bevölkerungsgruppe 
in Deutschland aus. Zahlreiche 
Kurd_Innen sitzen bis heute wegen 
angeblicher Sympathien und Unter- 
stützung von gewalttätigen Ak- 
tionen der PKK unschuldig in 
Haft. Führende Politiker_In- 
nen weigerten sich deren 
Gefängnisaufenthalte zu 
bezahlen und forder- 
ten die „schnelle 
Abschiebung krimi- 
neller Kurden“. Eine 
Abschiebung, die in 
den meisten Fällen 
eine sichere Aus- 
lieferung an Folter, 
Gefängnis oder auch 
eine drohende Exe- 
kution bedeutet und 
einen schweren Ein- 
griff in das Asylrecht 
darstellt. 


Der medial geschürte Hass 
gegen die „Terrorkurden“ 
gipfelte 1994 im Tod des 16 
jährigen Halim Dener in Han- 
nover, dem Polizisten für das Ankle- 
ben eines PKK-Plakates eine Kugel in 
Rücken schossen. Höchste Gerichte 
beschäftigen sich monatlich mit der 
Frage, welche Hemdfarbe bei Ocalans 
Abbildung auf Fahnen und Plakaten 
während Demonstrationen erlaubt ist. 
Abdullah Ocalan, der ideologische An- 
führer der PKK sitzt seit 1999 schwer 
bewacht auf einer Gefängnisinsel, bis 
2009 in Isolationshaft, heute mit fünf 
Mitgefangenen. 


Bis heute, 15 Jahre nach dem offiziel- 
len Gewaltverzicht der PKK, werden 
kurdische Demonstrationen haargenau 
überwacht und Einzelpersonen gezielt 
vom Verfassungsschutz angesprochen. 
Die kurdische Community in Deutsch- 
land wird ferner so genau überwacht, 
dass den Einwanderungsbehörden in 
regelmäßigen Abständen „Beweise“ 
geliefert werden, welche dazu führen, 
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dass etlichen kurdischen Jugendlichen 
und Erwachsenen, die legale kurdische 
Vereine besuchen, eine Einbürgerung 
unter Verweis auf ihre „extremis- 
tischen” Bestrebungen verweigert 
wird. Dahingegen war der Staatsschutz 
mit dem offen militant und recht- 
sextrem auftretenden NSU scheinbar 
„restlos überfordert“, sodass dieser 
zahlreiche rassistisch motivierte Mor- 
danschläge durchführen konnte. Kein 
Wunder, wenn Altkanzler Kohl damals 
schon nicht die rassistischen Pogrome 
und Anschläge in Hoyerswerda, Ros- 
tock, Mölln und Solingen, sondern eine 
gehäufte Anzahl von Autobahnblock- 
aden durch kurdische Aktivist_Innen 
als „neue Dimension des Terrors“ be- 
zeichnete. 


In Zeiten der Krise und des sozialen 
Umsturzes können Kapitalismus und 
Faschismus schließlich zur Erhaltung 
der bestehenden Ordnung zu engen 
Freund_Innen werden: Das zeigte sich 
bereits 1933 bei der nationalsozialis- 
tischen Machtübernahme und zeichnet 
sich in der Ukraine immer mehr ab. Man 
verurteilt in der Öffentlichkeit rechte 
Gewalt und Rassismus und arbeitet im 
Hintergrund mittels V-Leuten und den 
verdeckten Ermittler_Innen des Ge- 
heimdienst in rechten Parteien, wie 
der NPD oder in Kameradschaften. Bei 
den NSU-Morden hat sich besonders 
der Verfassungsschutz in Erklärungsnot 
gebracht, warum mehrere Hunderttau- 
send Euro an Geldern geflossen sind 
und weshalb ein Mitarbeiter kurz vor 
dem Mord an Halit Yozgat in Kassel an- 
wesend war - und man von keiner fas- 
chistischen Terrorgruppe in Deutsch- 
land wusste. Rechter Terror wird ent- 
weder von vorneherein ausgeschlossen 
oder als Einzeltat abgetan - unter dem 
Decknamen Gladio, baute die NATO sol- 
che Strukturen aus politischem Inter- 
esse gezielt selbst mit auf. Ziel ist hier 
auch die Niederschlagung eventueller 
linker Bewegungen. 


Was zur Hölle ist 8129? 


Man misst also mit zweierlei Maß. Mil- 
itante Aktionen linker Gruppierungen 
werden in nahezu 100% der Fälle als 
„Organisationsdelikt“ nach 8129a ver- 
urteilt und damit jegliche Unterstützu- 
ng, Kontakt oder Mitgliedschaft in der 
betreffenden Organisation unter Strafe 
gestellt. Damit wird sogar der Nachweis 
eines individuellen Straftatbestandes 
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hinfällig, da alle Straftaten der Organi- 
sation dem oder der Einzelnen zur Last 
gelegt werden können. 


Die Verfolgung linker Staatsgegner_In- 
nen mit 8129 hat in Deutschland bere- 
its eine lange Tradition. Bereits 1871 
wurde der Paragraph ins Reichsgesetz 
aufgenommen und diente seit jeher der 
Verfolgung einer sich organisierenden 
Arbeiter_Innenbewegung, aus der die 
SPD und die Gewerkschaftsbewegung 
hervorgingen. Uber verschiedenste 
Systeme hinweg, vom preußischen Po- 
lizeistaat, über die Weimarer Repub- 
lik, dem Faschismus, bis hin zur im- 
perialistischen BRD von heute wurde 
der Paragraph 129 zur Verfolgung von 
linken Aktivist_Innen genutzt. Das 
PKK-Verbot ist nur ein Glied in einer 
Kette, die an die politische Verfolgung 
von Kommunist_Innen Studierenden- 
vereinigungen, Solidaritätskomitees, 
Hausbesetzer_Innen, Frauenzentren, 
Gewerkschaftler_Innen, und Atomge- 
gner_Innen anschließt und an deren 
Spitze heute die Verfahren gegen Ber- 
liner Genoss_Innen der Gruppe „Revo- 
lutionäre Zellen” stehen. 


Die Repressionsparagraphen 129, 129a 
und 129b stellen eine mächtige Waffe 
des bürgerlichen Staates zum Schutz 
der deutschen Kapitalinteressen dar. 
Die Definition, wer oder was eine 
„terroristische Vereinigung” ist, kann 
willkürlich hinter den undurchsichti- 
gen Türen des Innenministeriums fes- 
tgelegt werden. Was sich heute gegen 
die Kurd_Innen richtet, kann morgen 
also schon den Haftbefehl für jeden 
von uns bedeuten. Gerade in Zeiten 
der Krise nimmt die Repression des 
Staates zu und die Angriffe gegen den 
sich formierenden Widerstand werden 
schärfer. Revolutionär_Innen sollten 
niemals Illusionen in den bürgerlichen 
„Rechtsstaat“ haben, dessen „Schutz- 
instrumente“ früher oder später gegen 
revolutionäre Bewegungen der Arbeit- 
er_Innen und der Jugend eingesetzt 
werden. Der Militäreinsatz während 
des vergangenen Generalstreiks in Bel- 
gien oder die Einkesselung der Block- 
upy-Demo 2013 sind ein gute Beispiele 
dafür. Aufgabe für Revolutionär_In- 
nen ist es also sich jeglichen Repres- 
sions- und „Anti-Terrorgesetzen“ ent- 
gegenzustellen und sich auch von 
scheinbar progressiven Maßnahmen, 
wie dem NPD-Verbotsverfahren oder 
den Demonstrationsverboten für PEGI- 
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DA, nicht täuschen zu lassen. All diese 
Einschränkungen bürgerlicher Freiheit- 
en werden sich problemlos auch gegen 
Widerstand von links richten können. 


Dass sich die Verfolgung mit 8129a 
vor allem gegen die PKK richtet, be- 
gründet sich wohl eher nicht in ihrer 
besonders „revolutionären“ Politik, 
sondern in den Handelsbeziehungen 
des deutschen Kapitals zur Türkei. Wie 
die offizielle Verbotsverfügung ganz 
unverhohlen deutlich macht, gefährde 
die PKK die „außenpolitischen Belange 
der BRD“ (Zitat Verbotsverfügung) er- 
heblich. Dabei ginge es allein um die 
Anschläge, die PKK-Aktivist_Innen auf 
türkische Einrichtungen in Deutsch- 
land verübt hätten. Von viel größer- 
er Bedeutung scheinen wohl eher das 
jährliche Handelsvolumen von 33,8 
Mrd. € und Rüstungsexporte (welche 
wiederum gegen die PKK im Südosten 
der Türkei eingesetzt werden) in Mil- 
lionenhöhe zu sein. Um die Geschäfte 
deutscher Kapitalist_Innen mit der 
Türkei zu sichern, packt der bürgerliche 
Staat mit an und versucht die Feinde 
des Geschäftspartners in Deutschland 
ruhigzustellen. 


PKK-Verbot und NATO-Aufstands- 
bekämpfung 


Das PKK-Verbot muss zudem im Kontext 
der NATO-Counterinsurgency-Strate- 
gy (Aufstandsbekämpfungsstrategie) 
gesehen werden. Seit dem Ende des 
„Kalten Krieges” gab sich die mil- 
itärische Allianz westlicher Staaten 
das Mandat, in jegliche Konflikte und 
Länder militärisch zu intervenieren, 
die in irgendeiner Weise die Prof- 
itinteressen des Westens unter der 
Führungsmacht USA gefährdeten. Die 
anti-kolonialen Kämpfe der nationalen 
Befreiungsbewegungen bürgten die 
Gefahr einer territorialen Neuordnung 
strategisch wichtiger Regionen, so- 
dass die NATO nicht tatenlos zugucken 
konnte. Damit einher ging ein breites 
Repertoire an Hetze, deren Definition 
von „Freiheitskämpfer_Innen“ und 
„Terrorist_Innen“ sehr flexibel und an- 
passbar ausfiel. Besondere Rücksicht 
wird seit jeher auf die Konflikte des 
strategisch wichtigen NATO-Partners 
Türkei genommen, dessen rassistische 
Staatskonzeption ferner kaum Raum 
für eine kurdische Identität lässt. 
Die Formierung eines kurdischen Sta- 
ates gilt aus Sicht der NATO zudem 
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als schwer kontrollierbar, sodass sich 
die Spitze der kurdischen Befreiungs- 
bewegung, die PKK, kurz nach ihrer 
Gründung auf jeglichen Terrorlisten 
der EU-Staaten, der USA und eben der 
Türkei wieder fand. 


Perspektive 


Wir setzen uns für die Gründung eines 
freien, sozialistischen kurdischen Sta- 
ates ein, der Kurd_Innen aus Syrien, 
dem Iran und dem Irak mit umfassen 
soll! 


Wir kritisieren an dieser Stelle scharf 
die poststalinistische bis libertär-an- 
archistische Theorie, die utopischen 
Ideen Ocalans und die willkürliche 
Praxis der PKK und der PYD und dass 
die Frage des Privateigentum an Pro- 
duktionsmitteln, sowie deren Verge- 
sellschaftung wird nicht gestellt wird. 
Diese Politik entspricht dem kleinbür- 
gerlich - nationalistischem Klassen- 
charakter dieser Gruppen, was nicht 
heißt, dass PKK nicht auch in der Ar- 
beiter_Innen - und Bauernschaft stark 
verankert ist, da diese einen großen 
Teil ihrer Basis ausmachen. 


Wir sehen eine Zusammenarbeit mit 
den imperialistischen Staaten des 
Westens als keine Option für die Ent- 
stehung eines freien Kurdistans an. 
Auch die klassenübergreifende Politik 
zwischen Bürgerlichen und Arbeit- 
er_Innen in einem kurdischen Staat, 
lehnen wir ab, gleichzeitig finden wir 
aber den gemeinsamen, militärischen 
Kampf gegen die Angriffe des IS oder 
der Türkei richtig. 


Eine revolutionäre Politik für die 
Kurden bedeutet für uns aber, dass die 
Macht in der Hand der Arbeiter_Innen- 
schaft liegt und nicht mit bürgerlichen 
Kräften geteilt wird. Unserer Meinung 
nach ist die Befreiung des kurdischen 
Volkes nur auf sozialistischem Wege 
möglich und die treibende Kraft dafür 
sind die Lohnabhängigen und Bauern. 


Die demokratischen Strukturen in Roja- 
va sind zwar ein wichtiger Schritt, aber 
kein Ersatz für ein proletarisches Räte- 
system. Dieses sollte mit gewählten 
Vertretern der Region die Organisation 
der Wirtschaft, Verwaltung, Versorgung 
und Verteidigung demokratisch organ- 
isieren. 
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Nichtsdestotrotz solidarisieren wir uns 
mit dem Befreiungskampf gegen den 
Imperialismus, die klerikal-faschis- 
tischen Mörderbanden des IS und den 
rassistischen Unterdrückungskrieg des 
türkischen Staates, denn bei einem 
Sieg der reaktionären Kräfte rückt die 
Frage eines sozialistischen Kurdistans 
weiter von uns weg. 


Der kurdische Freiheitskampf ist der 
fortschrittlichste der gesamten Re- 
gion! Besonders im Hinblick auf die 
Gleichstellung der Frau nimmt er eine 
Vorreiterrolle ein, beispielsweise die 
eigenständige Frauenmiliz. Praktische 
Solidarität sollte sich dabei nicht nur 
in Protesten gegen Waffenlieferun- 
gen an die Türkei, sondern auch in 
Spendenkampagnen und einem konse- 
quenten Eintritt für die Aufhebung des 
PKK-Verbots äußern. Noch immer tobt 
der Kampf in Rojava gegen die Truppen 
des IS, weiterhin werden Waffen, Mu- 
nition, Lebensmittel und Medikamente 
gebraucht. Koban& liegt in Trümmern: 
Für den Aufbau der Stadt wird jed- 
er Cent benötigt und kann helfen die 
kurdische Autonomie in Rojava zu er- 
halten. Wer helfen will kann dies über 
die Kampagne „Solidarität mit Roja- 
va” tun, deren Gelder direkt der PYD 
übergeben werden. Unserer Meinung 
nach können wir in einem Krieg 
mit der Unterstützung nicht 
warten, bis in Kurdistan eine so- 
zialistisch-revolutionäre „Wun- 
schpartei” existiert - auch 
wenn wir die sicher als not- 
wendig betrachten - sondern 
sollten die fortschrittlichen 
Kräfte unterstützen UND ih- 
nen unsere Kritik und unsere 
Vorschläge vorbringen. 


Darüber hinaus müssen wir 
politische Justiz, Ausländer- 
behörden, Politiker_Innen, 
bürgerliche Medien und NA- 
TO-Militärs durch Massen- 

bewegungen und Streiks in 

Betrieben, Schulen und Unis 

unter Druck setzen! 


» Für die Aufhebung 
des PKK-Verbots und 
weg mit den politischen 
Betätigungsverboten 
für Kurd_Innen! Für die 
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Streichung der PKK von allen 
Terrorlisten! 

» Freiheit für alle politisch 
Inhaftieren durch die Repres- 
sionsparagraphen 129a und 
129b! 

» Sofortiger Stopp aller Rüs- 


tungsexporte an den Unterdrü- 


ckerstaat Türkei! 

» Nieder mit der 
NATO-Aufstandsbe- 
kämpfung und für 
das Selbstbestim- 
mungsrecht aller 
Völker! 

» Für ein sozialisti- 
sches freies Kurdi- 
stan! 
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befährlicher PEGIDA -Ableger in Leipzig 


BERICHT VON REVOLUTION LEIPZIG 


mer wieder die rechtspopulistische 

„PEGIDA” Bewegung auf sich auf- 
merksam. Einige Genoss_Innen ha- 
ben bereits aufschlussreiche Artikel 
über diese „Volksbewegung” geschrie- 
ben und in unserem Artikel über den 
Leipziger Ableger „LEGIDA” möchten 
wir dort anknüpfen. 


T: den letzten Wochen machte im- 


Es wurde klargestellt, dass es sich bei 
PEGIDA im Allgemeinen zwar nicht um 
klassische Neonazis handelt, sie aber 
dennoch eine reaktionäre, rassistische 
und fremdenfeindliche Bewegung sind. 
(http://www.onesolutionrevolution. 
de/allgemein/hogesa-pegida-kagi- 
da-viele-rassistische-gesichter/ ) 


Anders verhält es sich hierbei bei LEGI- 
DA. Während sich im PEGIDA-Positions- 
papier noch vergleichsweise gemäßigte 
Forderungen befinden, prahlt LEGIDA 
mit weitaus radikaleren Forderungen. 
Ein paar davon haben wir euch mal her- 
aus gesucht: 


- Abkehr von der Multikultur und 
Stärkung bzw. Wiedererlangung unserer 
nationalen Kultur. 


Das beinhaltet also die Schließung aller 
nicht „Abendländischen“ Kulturzentren 
wie Linke Hausprojekte, Moscheen, 
Synagogen und die Abschiebung aller 
Migrant/innen und Geflüchteten. 


- Beendigung des Kriegsschuldkultes und 
der Generationenhaftung. 


Geschichtsrevisionismus erster Klasse. 
LEGIDA will hier suggerieren, dass die 
Deutschen doch endlich aufhören soll- 
ten, sich für die doch „gar nicht statt- 
gefundenen Verbrechen“ im Zweiten 
Weltkrieg zu entschuldigen, da „wir 
Deutschen“ ja wieder eine starke Na- 
tion werden sollten. 


Mittlerweile wurden die oben genannt- 
en Thesen zwar von der LEGIDA-Seite 
genommen, aber sie haben mit ihnen 
klar gezeigt, welches Gesicht sie hinter 
ihrer Fassade verbergen wollen. 


Wollen wir nun auf die näher auf die 
Macher_Innen von LEGIDA eingehen. 
Die „Väter“ des Leipziger Ablegers 
sind zwei vorbestrafte Hooligans aus 
dem Umfeld der verbotenen Nazihool- 
gruppierung „Szenario Lok“. Offen- 
tlich sind diese Personen noch nicht 
in Erscheinung getreten, antifaschis- 
tische Recherchegruppen haben aber 
herausgefunden, dass es sich definitiv 
um Neonazis handelt. Über weitere Ini- 
tiator_Innen ist zur Zeit noch nichts 
bekannt. Es wird aber vermutet, dass 
sich weitere Menschen aus dem recht- 
en Fußballumfeld, der Leipziger JN 
(Junge Nationaldemokraten) und der 
NPD an der Planung der Demonstra- 
tionen beteiligen. 


Vor allem bei den letzten zwei Verans- 
taltungen LEGIDAs, konnte man sehen, 
dass es sich auch im Teilnehmer_In- 
nenfeld fast ausschließlich um organ- 
isierte Nazihools aus dem Umfeld der 
Muldenthaler Terrorcrew und der Au- 
tonomen Nationalisten handelt. 


LEGIDA beweist mit seinem Auftreten, 
dass es sich hier eben nicht um ein- 
fache, bürgerliche Nationalist_Innen 
handelt, sondern um Faschist_Innen 
im bürgerlichen Gewand, denen es sich 
um jeden Preis in den Weg zu stellen 
gilt. 


Protest und Gegenproteste 


Bei den Demonstrationen an sich kam 
es dann zu Szenen die selbst erfahre- 
nere Anti-Nazi-Aktivist_innen stut- 
zig gemacht haben. Zwar war uns be- 
wusst, dass wir uns hier nicht nur ir- 
gendwelchen Naziopas in den Weg stel- 
len würden, aber dass die Anhänger_ 
Innenschaft LEGIDAs bereits bei ihrer 
zweiten Veranstaltung die Maske so 
weit fallen ließ, hätte wohl niemand 
erwartet. Es ist immer wahrscheinlich, 
dass es bei solchen Veranstaltungen 
Auseinandersetzungen zwischen An- 
tifaschist_Innen und Nazis gibt. Dass 
Nazis aber mit über den Kopf erho- 
benen Messern und Teleskopschlag- 
stöcken wahllos in die Menge stürmen 
ist jedoch relativ ungewöhnlich. Es 
grenzt an ein Wunder, dass bei diesen, 
teilweise unglaublich heftigen Ausein- 


andersetzungen niemand wirklich erns- 
thaft zu Schaden gekommen ist. 


Umso mehr radikalisierte sich der Ge- 
genprotest in den Wochen danach. Viele 
entschlossen sich dazu, ihren Protest 
militant auf die Straße zu tragen.Alle- 
rdings mündeten diese Versuche immer 
in ungeplanten, zum Teil vollkommen 
sinnlosen Krawalltourismus. 


Deshalb möchten wir klarstellen, dass 
es für den antifaschistischen Selbst- 
schutz unbedingt notwendig ist, sich 
massenhaft zu organisieren. Dies ist 
notwendig um den Faschist_Innen 
professionell und vor allen Dingen er- 
folgreich die Stirn bieten zu können. 
Die dafür notwendigen Strukturen wol- 
len zum Beispiel wir von REVOLUTION 
aufbauen. Auch hier in Leipzig hat sich 
eine Gruppe gegründet. Erreichen kön- 
nt ihr uns bei facebook unter „Revo- 
lution Leipzig” (LINK: https://www. 
facebook.com/pages/Revolution-Leipz 
ig/311214862399136?ref=ts&fref=ts ). 


Neben den Antifagruppen gab es auch 
ein breites bürgerliches Bündnis, dass 
gegen die Rassist_Innen mobilisierte. 
Dieses besteht aus der SPD unter dem 
in Leipzig regierenden Bürgermeister 
Burkhard Jung, der grünen Jugend 
und vielen anderen gewerkschaftli- 
chen und kirchlichen Organisationen. 
Ein „antirassistischer“ Mischmasch ist 
entstanden. So zumindest nach außen 
hin. Auf den Veranstaltungen der Re- 
formist_Innen und Kleinbürger_Innen 
wurde auch offen gegen den militant- 
en Gegenprotest gehetzt und teilweise 
wurden Schwarzgekleidete von diesen 
Demos „entfernt“. Unserer Meinung 
nach haben sich die etablierten Partei- 
en dem Protest nur angeschlossen, um 
ihr eigenes Image in der Offentlichkeit 
sauber zu halten und dementsprechend 
schnell wurde der von den bürgerlichen 
organisierte Widerstand kleiner und 
kleiner. 


Aber auch auf Seiten der Rassist_Innen 
wurde es weniger und weniger. Zuletzt 
wurde die LEGIDA Demonstration sog- 
ar von der Polizei verboten, weil die 
Polizei nicht für die Sicherheit aller 
Teilnehmer_Innen garantieren kon- 
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nte. Dennoch haben sich knapp 200 
Nazihools am Leipziger Hauptbahnhof 
getroffen und konnten zunächst unge- 
hindert den Augustusplatz erreichen. 
Hier zeigte sich allerdings, dass selbst 
die oft kritisierte sächsische Polizei 
keine Lust mehr auf die ständigen 
Aufmärsche hat. 


Wir lehnen das Demonstrationsver- 
bot aber klar ab! Was sich heute ge- 
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gen Rechts richtet, richtet sich schon 
morgen gegen Linke. Was wir brauchen 
ist eine antirassistische / antifaschis- 
tische Einheitsfront der organisierten 
Arbeiter_Innenklasse sowie den Auf- 
bau antifaschistischer Selbstverteidi- 
gungskomitees! 


Auch in den nächsten Wochen wird es 
LEGIDA wieder versuchen ihr Anliegen 
auf die Straße zu tragen und ein weit- 


Aktuelles 





eres Mal werden sich viele Menschen 
trotz Kälte und allmählicher Erschöp- 
fung wieder in die Innenstadt begeben 
um das zu verhindern. 


Für eine revolutionäre Massenbewe- 
gung der Arbeiter_Innen und der Ju- 
gend! 


Join the REVOLUTION! 


Wir trauern nicht, wir rebellieren! 
Proteste gegen bewalt an Frauen in der Türkei 


VON SVENJA SPUNCK 


ie Leiche der jungen alevitischen 
Kurdin Ozgecan Aslan wurde am 


Mittwoch in einem Fluss in Mer- 
sin gefunden, einer Stadt im Südosten 
der Türkei. Sie wurde zu erst erstochen, 
dann verbrannt, weil sie sich gegen 
einen Vergewaltiger wehren wollte. Der 
Haupttäter ist zwar verschwunden, aber 
einige Männer aus seiner Familie, die an 
der Tat beteiligt waren, haben bereits 
gestanden. Sie kommen wohl aus dem 
Umfeld der faschistischen Bozkurt, der 
Grauen Wölfe. Auf Facebook hatten sie 
angekündigt, sie werden nun eine türk- 
ische Serie schauen, deren Plot damit 
beginnt, dass eine junge Frau verge- 
waltigt wird, jedoch wird diese Send- 
ung schon seit langem nicht mehr im 
Fernsehen ausgestrahlt. Ozgecan war 
auf dem Weg nach Hause und saß als 
letzte im Kleinbus, als der Fahrer sie 
angriff. Auf Grund ihrer Herkunft war 
sie in der Türkei ohnehin schon sozial 
benachteiligt, doch an dieser Stelle 
möchten wir darauf eingehen, wieso 
diese brutale Gewalt gegen Frauen in 
der Türkei kein Einzelfall ist und wieso 
sie seit der Regierung der AKP rasant 
zunimmt, allein zwischen 2002 und 
2009 um 1400 Prozent. 


Die AKP (Adalet ve Kalkınma Par- 
tisi - Partei für Gerechtigkeit und 
Aufschwung) ist eine konservativ-is- 
lamistische Partei, die seit 2002 die 
Türkei regiert. Ihre Politik gegen die 
Gleichberechtigung von Männern und 
Frauen, gegen Nicht-Muslime und ge- 
gen ethnische Minderheiten wird au- 
toritär durchgesetzt, wobei sie großen 
Rückhalt von der stark religiösen und 
wirtschaftlich-rückständigen Land- 
bevölkerung bekommt. Der ehemalige 
Bürgermeister von Istanbul und heu- 


tige Präsident der Türkei, Recep Tayyip 
Erdogan, saß 10 Monate im Gefängnis, 
weil er vor den Wahlen verkündete „Die 
Demokratie ist nur der Zug, auf den wir 
aufsteigen, bis wir am Ziel sind. Die 
Moscheen sind unsere Kasernen, die 
Minarette unsere Bajonette, die Kup- 
peln unsere Helme und die Gläubigen 
unsere Soldaten.” Seit seine Partei an 
der Regierung ist, hat sich die Rhetorik 
noch verschärft. Seitdem Frauen auch 
nach bezahlter Arbeit suchen, würde 
die Arbeitslosigkeit steigen. Stattdes- 
sen sollten sie lieber zu Hause bleiben, 
schließlich gäbe es im Haushalt und 
mit den Kindern genug zu tun. Laut Er- 
dogan solle jede Frau mindestens drei 
Kinder bekommen. Schwangere Frauen 
sollen auch nicht aus dem Haus ge- 
hen. Zu viel Gleichberechtigung würde 
dem Zusammenhalt der Familie schaden 
und die Gewalt gegen Frauen hätte gar 
nicht zugenommen, das sei nur falsche 
Wahrnehmung. 


Es sollen also nicht nur die Frauen 
selbst, sondern auch die Debatte um 
ihre Unterdrückung aus der Offentlich- 
keit verbannt werden. Mit dem neuen 
Gesetzespaket wurde auch das Strafmaß 
für Gewalt gegen Frauen gesenkt aber 
über die allgemeine Einführung der 
Todesstrafe wird beraten. Doch es regt 
sich langsam Widerstand. Nach Ozge- 
cans Tod sind in vielen Städten meh- 
rere tausend Frauen auf die Straße ge- 
gangen, mit dem Slogan „Wir trauern 
nicht, wir rebellieren!“. Und genau das 
ist der richtige Ansatz. Natürlich ist 
diese Tat so unfassbar furchtbar, dass 
jedeR darüber traurig sein sollte, aber 
den vielen Frauen, die weiterhin unter 
dieser Gewalt leiden, ist damit nicht ge- 
holfen. Stattdessen muss es eine starke 
Frauenbewegung geben, die gegen ihre 


strukturelle Unterdrückung kämpft. In 
der Türkei, in der vor allem die Familie 
nach wie vor eine sehr wichtige Rolle 
spielt, ist politische Organisierung für 
Frauen schon die erste große Hürde, 
die sie versuchen müssen zu überwin- 
den. In den Gewerkschaften beispiels- 
weise ist der Anteil von Frauen sehr 
gering, viele Männer verstehen nicht, 
warum sie sich mit Frauen gemeinsam 
organisieren sollten, schon gar nicht, 
wenn diese mit ihnen vermeintlich um 
den Arbeitsplatz konkurrieren. Doch zu 
diesem reaktionären Verständnis, was 
sich hinter vermeintlicher „Tradition“ 
versteckt, die man nicht hinterfragen 
solle, muss eine Alternative her! Dazu 
ist es in erster Linie wichtig, dass sich 
Frauen untereinander treffen können, 
über ihre Unterdrückung sprechen und 
lernen, sich zu wehren. Ozgecan hatte 
versucht, sich mit Pfefferspray zu weh- 
ren, dennoch war sie allein und hatte 
keine Chance. Gerade auf dem Land ist 
es wichtig, dass sich Frauen Selbst- 
verteidigungsstrukturen schaffen. 


Doch auf den Demonstrationen in den 
letzten Tagen wurde auch immer wie- 
der betont, dass die Regierung ganz 
maßgeblich Schuld daran sei, dass 
die Gewalt gegen Frauen weiter zu 
nimmt, dass die Täter nicht verurteilt 
werden und dass es als Normalität er- 
scheint, dass Frauen erniedrigt und 
unterdrückt werden. Es wurde bereits 
erwähnt, welche Rolle die Regierung 
den Frauen zuschreibt, nämlich die der 
Kinderbetreuerin und der Haushälter- 
in, ohne jegliches gesellschaftliches 
Leben. Natürlich gilt es, sich politisch 
gegen diese Regierung zu organisieren 
und zu kämpfen, gemeinsam mit den 
fortschrittlichen Männern, die sich ge- 
gen Frauenunterdrückung stellen. 


Grundlagen 
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Grundlagen des Marxismus: Die Einheitsfront 
betrennt maschieren - gemeinsam schlagen! 


Marxismus ist eine Wissenschaft, die keine_r von uns an einem einzigen Tag komplett verstehen wird. Vielmehr ist es wichtig 
sich (und natürlich auch andere) ständig zu bilden. Diese Kolumne wird in Zukunft regelmäßig in unserer Zeitung auf www. 
onesolutionrevolution.de erscheinen und in loser Reihenfolge Themen marxistischer Theorie erklären. 


VON FLO WASSER 


tischen Taktiken ist die Einheits- 

frontpolitik. Eine Einheitsfront ist 
eine ganz bestimmte Bündnisform, 
die eine proletarische Organisation 
(Organisation, welche sich auf die Ar- 
beiter_Innenklasse als Basis stützt) 
mit einer anderen proletarischen Or- 
ganisation eingeht. Die Einheitsfront 
hat aus Sicht von Revolutionär_Innen 
als Ziel die größtmögliche Aktion- 
seinheit des Proletariats gegen einen 
gemeinsamen Feind zu schaffen und 
außerdem den reformistischen und 
sozialdemokratischen Arbeiter_Innen 
die Augen für die Schwäche und den 
Verrat ihrer Führungen zu öffnen, ohne 
sich von ihnen zu isolieren. 


FE: der grundlegenden kommunis- 


Damit das funktioniert gibt es einige 
Bedingungen: 


1. Die Einheitsfront ist ein be- 
fristetes Abkommen und wird 
zu bestimmten Zeitpunkten 
aufgekündigt. 


2. Die Einheitsfront besteht aus 
Abmachungen zur gemeins- 
amen praktischen Aktion nicht 
aus politischen Kompromissen. 


3. Die revolutionären Kräfte dür- 
fen sichihren Bundesgenoss*in- 
nen nicht unterordnen und 
müssen sie zu jeder Zeit scharf 
kritisieren. 


4. Die Einheitsfront wird bewusst 
ausgerufen, es ist keine Ein- 
heitsfront wenn z.B. REVOLU- 
TION und Jusos zufällig an der 
selben Demonstration teilneh- 
men. 


Die Die Einheitsfront kann auch Or- 
ganisationen von national, sexuell, 
sozial oder rassistisch unterdrückten 
Menschen beinhalten, auch wenn diese 


sich nicht unbedingt auf das Proletar- 
iat stützen oder diesem angehören. 
Wie bereits erwähnt wollen Revolu- 
tionär_Innen die Einheitsfront nicht 
ohne „Hintergedanken“, ihr Ziel ist die 
Gelegenheit beim Schopfe zu greifen 
und anderen Arbeiter_Innen zu zeigen, 
dass die kommunistische Organisation 
aktiv und entschlossen in den ersten 
Reihen des Widerstandes z.B. gegen 
den Faschismus steht. Sehen die Ar- 
beiter_Innen wie ihre eigene reformis- 
tische Führung, sei es die Führung von 
sozialdemokratischen Parteien oder 
Gewerkschaftsbürokratien, sich hint- 
er leeren Parolen duckt, während die 
Kommunist_Innen konkrete Forderun- 
gen formulieren und diese auch kon- 
sequent verfolgen, wird die kommu- 
nistische Organisation bald ihre erste 
Anlaufstelle sein. Davon abgesehen 
ist die Einheitsfront die gefährlichste 
Waffe des Proletariats, da sie zur 
größtmöglichen Klasseneinheit führen 
soll und somit Hunderttausende bis 
Millionen von Arbeiter_Innen sammelt 
und den effektiven Kampf gegen Fas- 
chismus, Diktaturen, imperialistische 
Kriege und andere Formen den Unter- 
drückung ermöglicht. 


Hier ein Beispiel für die Einheits- 
front: 


In Deutschland droht eine faschistische 
Diktatur! Die Kommunist_Innen wen- 
den sich mit einem einfachen Aufruf 
an die Mitglieder_Innen der SPD, der 
LINKEN und der Gewerkschaften: „Lasst 
uns in jedem Betrieb, in jeder Stadt 
und jedem Dorf Ausschüsse zur Vertei- 
digung gegen die Faschisten aufbauen. 
Lasst uns gemeinsam schlagkräftige 
Kampftruppen aufstellen um unsere 
Viertel, unsere Parteibüros, unsere 
Druckereien, etc. zu schützen!” 


Durch einen solchen Aufruf kann sich 
eine revolutionäre Partei Oberwass- 
er gegenüber einer reformistischen 
Führung erarbeiten. Denn falls z.B. 


die Führung der SPD auf einen solchen 
Vorschlag nicht eingeht, so werden die 
Mitglieder_Innen sich fragen: „Will un- 
sere Führung nicht, dass wir uns und 
unsere Familien, Freunde und Nachbarn 
gegen die faschistische Gefahr vertei- 
digen?!” Wird die Unzufriedenheit der 
Basis zu groß kann die reformistische 
Führung später doch einlenken, zeit- 
gleich aber versuchen ihre Basis wieder 
auf Kurs zu bringen und z.B. versuchen 
das Bilden von Räten, Ausschüssen 
und Komitees zu verhindern, oder mil- 
itante Aktionen zu vermeiden. Da es 
unvermeidlich zu einer dieser Möglich- 
keiten kommen wird, können die Kom- 
munist_Innen sich schließlich an die 
Basis des Reformismus richten: “Seht 
ihr, dass Eure Führung keinen erns- 
thaften Kampf gegen den Faschismus 
führen will? Ihr habt allen Grund ihr 
Euer Vertrauen zu entziehen. Kommt 
mit uns Kommunist_Innen, wir haben 
den Kampf ernst genommen, wir wollen 
ihn mit Euch zusammen führen!“ 


Es ist wichtig, das auf eine Art und 
Weise zu tun, die die Arbeiter_Innen 
der reformistischen Organisationen 
nicht vor einem gemeinsamen Kampf 
abschreckt. 


Volksfront: 


Die Volksfront ist ein gutes Beispiel 
dafür wie die stalinistische Interna- 
tionale zwischen Ultralinkstum und 
Opportunismus schwankt. Entstanden 
ist die Volksfrontpolitik nach der Nie- 
derlage der sektiererischen KPD gegen 
den Faschismus in Deutschland und 
der Formierung einer Einheitsfront von 
unten zwischen der „sozialistischen“ 
Partei und der KP in Frankreich gegen 
den Willen beider Führungen - etwas, 
das beide bürokratischen Führungen 
zur Erhaltung ihrer eigenen Stellung 
verhindern wollten. 


FORTSETZUNG AUF SEITE 23 OBEN 
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In einer Volksfront sind bürgerliche 
Elemente enthalten und dominant, 
Beispiel Spanien, 1936: 


Die „Frente Popular“ (span. für „Volks- 
front“) wurde 1936 als Wahlbündnis 
gegen die Faschisten in Spanien ge- 
gründet und umfasste die bürger- 
lich-demokratischen Parteien „Izqui- 
erda Republicana“ und „Uniön Repub- 
licana sowie die sozialdemokratische 
Partei, die Gewerkschaft UGT, die 
spanische kommunistische Partei(PCE), 
die anarchistische CNT und die zentris- 
tische POUM. 


Obwohl es seit 1934 Generalstreiks und 
bewaffnete Aufstände gab und Mili- 
zen und Räte gebildet wurden, blieb 
das Programm der „Frente Popular“ im 
Rahmen des bürgerlichen Staates, und 
die Regierungen bestand aus bürgerli- 
chen Ministern. Als die faschistischen 
Offiziere ihren blutigen Putsch began- 
nen, weigerte die Volksfrontregierung 
sich die Arbeiter_Innen zu bewaffnen. 


Die Volksfront führt also zur Unterord- 
nung der kommunistischen Kräfte unter 
eine bürgerliche Hegemonie, schwächt 
die Aktion gegen den Faschismus und 
wird zum Hindernis für die proletar- 
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(...) ausgetauscht werden, allerdings 
ist die Waffenruhe auch beiderseits 
enorm brüchig. 


Krise im Westen 


Kriegssteuern und vom Westen verord- 
nete Haushaltskürzungen machen der- 
weil der Bevölkerung auf Kiew’s Seite 
zu schaffen. Junge Männer fliehen in 
Scharen vor dem Einzugsbefehlen zur 
Armee in die Nachbarländer. Wer genug 
Geld hat kann sich, bald sogar ganz 
offiziell, freikaufen. Die Eingezogenen 
sind schlecht ausgebildet und aus- 
gerüstet. Sie desertieren oft und flie- 
hen vor den Kämpfen. Deshalb werden 
loyale faschistische Freiwilligenbatail- 
lone hinter der Front aufgestellt um 
mit „Waffengewalt” gegen Deserteure 
vorzugehen (1). Mit anderen Worten, 
die Hinrichtung für Wehrdienstver- 
weigerung ist möglich. Als Kerntruppe 
der ukrainischen Armee bauen die Fas- 
chisten weiter ihre Machtstellung aus. 
Waffen und Munition werden ins Hin- 
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ische Machtergreifung. 
Rote Einheitsfront: 


Die rote Einheitsfront bezeichnet eine 
Einheitsfront unter kommunistischer 
Führung. Das hört sich erst einmal er- 
strebenswert an, offenbart sich aber 
als ultralinke Falle. Es ist unbedingt 
wichtig die Führung einer reformis- 
tischen Organisation in eine Einheits- 
front mit einzubeziehen. Andernfalls 
werden sich nur die Arbeiter_Innen, 
die ohnehin bereit sind eine kommu- 
nistische Führung zu akzeptieren in die 
Einheitsfront einreihen. 


Es ist wichtig, eine Einheitsfront auf 
eine Art und Weise zu bilden, die die 
Arbeiter_Innen der reformistischen Or- 
ganisationen nicht vor einem gemeins- 
amen Kampf abschreckt. Das Brechen 
mit der Sozialdemokratie zur Vorbe- 
dingung eines gemeinsamen Kampfes 
zu machen, ist ein historischer Fehler 
der sektiererischen Thälmann-KPD ge- 
genüber den sozialdemokratischen 
Arbeiter_Innen beim Aufstieg des Hit- 
lerfaschismus gewesen und brachte es 
zu keiner Klasseneinheit, geschweige 
denn einem Brechen der Arbeiter_In- 
nen mit der Sozialdemokratie. 


terland geschafft, gegen die Auflösung 
ihrer Strukturen wird in der Hauptstadt 
randaliert. Offene Neonazis werden in 
Polizei, Militär und Politik integriert, 
wie z.B. der Chef der Nationalgarde, 
also der Zusammenfassung der recht- 
sextremen Milizen, ein gestandener 
Faschist, auf den Posten des Verteidi- 
gungsministers gehoben wurde. 


Eine fortschrittliche Lösung der Krise 
kann im Osten der Ukraine durch ein- 
en starken antifaschistischen Wider- 
stand und der internationalen Unter- 
stützung von diesem erreicht werden. 
Linke Elemente, wie Enteignung von 
Betrieben und Banken, sowie Selbst- 
verwaltungsstrukturen müssen erweit- 
ert werden. So kann der Widerspruch 
zwischen bürgerlich-nationalistischer 
Führung und der progressiveren Basis 
aus Arbeitern und Soldaten intensiv- 
iert werden. Es muss ein politischer 
Kampf um eine neue Führung, die keine 
Handlanger der Imperialisten hofiert, 
sondern sich auf die Organe der Arbe- 
iter_Innen wie Milizen und Räte grün- 


Grundlagen/ Aktuelles 





Trotzki stellte damals klar: „Arbeit- 
er-Kommunisten, Ihr seid Hunderttau- 
sende, Millionen; Ihr könnt nirgendwo- 
hin wegfahren, für Euch gibt es nicht 
Reisepässe genug. Wenn der Faschismus 
an die Macht kommt, wird er wie ein 
furchtbarer Tank über Eure Schädel und 
Wirbelsäulen hinwegrollen. Rettung liegt 
nur in unbarmherzigem Kampf. Und Sieg 
kann nur das Kampfbündnis mit den so- 
zialdemokratischen Arbeitern bringen. 
Eilt, Arbeiter-Kommunisten, Ihr habt 
nicht mehr viel Zeit!“ 


-Leo Trotzki, „Wie wird der Nationalso- 
zialismus geschlagen?”, 1931 


Die Einheitsfrontpolitik ist nichts, 
dass wir erst anwenden, wenn bere- 
its eine große faschistische Gefahr 
besteht, sondern schon heute: Gegen 
PEGIDA, HogeSa und wie immer die 
nächste rassistische Mobilisierung 
heißen wird, erheben wir von REV- 
OLUTION die Forderung nach der 
Einheitsfront von antifaschistischen 
Ultras, Linken, Unterdrückten, Ar- 
beiter_Innen und damit eine von 
revolutionären und reformistischen 
Organisationen, Gewerkschaften und 
Parteien mit Bezug zur Arbeiter_In- 
nenklasse! 


det, geführt werden. 


Im Westen der Ukraine kann wiederum 
die Macht von Oligarchen und Faschis- 
ten mit militanten Arbeiter_Innen- 
streiks gebrochen werden. 


Wir unterstützen das Selbstbestim- 
mungsrecht aller im Konflikt beteil- 
igten Nationalitäten und stellen uns 
klar gegen die Unterdrückung rus- 
sischer Bevölkerungsteile durch die 
Kiewer Regierung. 


Wir sagen aber auch, dass die Arbe- 
iter_Innenklasse in der Ukraine den 
Kampf nur für sich gewinnen kann, 
wenn sie sich nicht in russisch und 
ukrainisch spalten lässt, sondern ge- 
meinsam gegen den Imperialismus 
und die Herrscher kämpft. Dringend 
wird hier auch die Etablierung eines 
revolutionären Übergangsprogramms 
und einer entsprechenden Partei, die 
Einheitsfrontangebote an die organ- 
isierte Arbeiter_Innenklasse richtet, 
gebraucht. 


VS 
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Ukrainekrise & Bürgerkrieg 
immer noch in vollem bange - ein Kurzupdate 


VON HENRY SCHMIDT 


er Bürgerkrieg in der Ukraine, der 
sich im Mai 2014 aus dem Sturz 


der ehemaligen Janukowitsch-Re- 
gierung entwickelt hat, wird weiter mit 
Härte geführt und hat eine traurige Bi- 
lanz: mindestens 5600 Tote, über eine 
halbe Millionen Geflüchteter und eine 
in der Ostukraine massiv zerstörte In- 
frastruktur. Mer dazu hier: http://www. 
onesolutionrevolution.de/internation- 
al/zusammenfassung-und-aussicht- 
des-ukraine-konflikt/ 


Interessen 


Die Motive der Parteien sind dabei die 
selben geblieben. Der Versuch der eu- 
ropäisch-ausgerichteten ukrainischen 
Oligarchie und der EU Zugriff auf die 
Märkte des jeweils anderen zu bekom- 
men, hat einen durch Mithilfe von Fas- 
chisten errungenen Regierungswechsel 
erwirkt. Die USA hat dabei ein besonde- 
res Interesse Russland zu schwächen 
und Europa zu spalten, deshalb tritt 
sie sehr viel aggressiver als Europa auf, 
welches auch um die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit mit Russland bangt. 


Bisher hat die deutsche Bourgeoisie 
teilweise zähneknirschend die Sank- 
tionierungspolitik mitgetragen. Eine 
Folge ist z.B. dass deutsche Exporte 
seit dem Verhängen der Sanktionen um 
18% zurückgegangen sind. 


Die USA haben in der Ukraine geo- 
strategische und wirtschaftliche In- 
teressen. Zum einen ist es gelungen, 
den NATO-Einfluss weiter gen Osten zu 
verschieben, zum anderen bringt man 
das Land mittels IWF in Abhängigkeit 
- beides Institutionen, bei welchen die 
USA im Wesentlichen tonangebend ist. 
Auch der Aufbau einer schnellen Ein- 
greiftruppe und von Militärbasen im 
Baltikum und Osteuropa zeigen deut- 
lich wie sehr der westliche Imperialis- 
mus seine Messer wetzt. 


Russland, ein ebenso imperialistischer 
Akteur wie die EU und die USA, ver- 
sucht auch einen Teil des Kuchens 
abzubekommen. Die Angliederung der 


Krim und und die Unterstützung der 
russisch-nationalistischen Führung in 
der Ostukraine drücken das deutlich 
aus. Russland ist ein sehr schwacher 
Imperialist und muss um seine schwin- 
dende Machtstellung kämpfen, hat aber 
ein hohes militärisches Potential. Um 
die Wirtschaft steht es schlecht. Der 
sinkende Olpreis, die Abwertung des 
Rubels und die Sanktionen des Westens 
begünstigen Kapitalflucht und lassen 
einen Wirtschaftseinbruch von bis zu 
5,5 % für das Jahr 2016 voraus sagen. 
Auch deswegen versucht Moskau nun 
eine verstärkte Zusammenarbeit mit 
aufsteigenden chinesischen Imperial- 
ismus. 


Krieg im Osten 


Der stark industriell geprägte Osten 
des Landes hätte unter der Marktöff- 
nung in Richtung EU stark gelitten und 
stellte sich gegen die neue Regierung 
aus Neoliberalen, Konservativen und 
Faschisten, worauf diese mit Krieg re- 
agierte. 


Nach offenem Ausbruch der Krieges 
drängten beide Konfliktparteien auf 
eine militärische Lösung der Krise. Die 
unzähligen Friedensverhandlungen im 
letzten Jahr wurden beiderseits aus 
taktischen Gründen geführt, um sich 
für ein Wiederaufflammen der Kämpfe 
zu wappnen. Auch die jüngsten Verhan- 
dlungen wurden durch Nichterscheinen 
der Kiewer Zentralregierung in Minsk 





unterbrochen. 


Die westlichen Imperialisten unter- 
stützen Kiew dabei ganz offen. Aus- 
bildungskräfte für Militär und Polizei, 
sowie Waffenlieferungen wurden ins 
Auge gefasst. Militärisches Material, 
sowie Munition wurde bereits von den 
USA, bzw. von England geliefert. 


Außerdem gibt es Hinweise auf die 
Anwesenheit von US-amerikanischen 
Söldnern und Militärberatern. Vorran- 
gig wird aber mit Krediten und einer 
engen wirtschaftliche Zusammenarbeit 
gelockt. Auf der anderen Seite wird Rus- 
sland immer wieder eine Unterstützung 
der russisch-nationalistischen Führung 
der Aufständischen im Osten vorgewor- 
fen, was sicherlich richtig ist. 


Unterdessen ist die ukrainische Armee, 
genauso wie die Wirtschaft, weiter- 
hin in einem völlig desolaten Zustand. 
Zuletzt hatte die ukrainische Armee 
an Boden verloren. Der Kessel um De- 
balzewe, einer strategisch wichtigen 
Stadt zwischen Donezk und Lugansk 
wurde nun von ostukrainischen Kräften 
eingenommen. 


Am 12.2.2015 wurde wieder ein Waffen- 
stillstand beschlossen, der zu dem 
Frontverlauf vom 19.9.2014 zurückkeh- 
ren würde, außerdem sollen Waffen ab- 
gezogen und Gefangene (...) 
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